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10     
7/2010-Sch 

 
  

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag,  16. Dezember  2010   
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

  2. Vizebgm.     Johann Schachl 
  3. GR.        Dr. Oskar Vogel 
  4. GV.        Stefan Gaisbichler  
  5. GV.        Klaudia Haberl 
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger  
  7. GR.        Mag.Dr. Bernhard Roither  
  8. GR.        Franz Huber  
  9. GR.        Peter Wechselauer 
10. EG.        Franz Felix Pühringer  
11. GR.        Franz Bauer 
12. EG.        Rosa Loidl  
13. GR.        Ing. Harald Mayrhofer  
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer  

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  Vizebgm.     Mario Weichselbaumer  

16.  GV.        Ing. Kurt Berger  
17.  EG.         Roswitha Mohr  
18.  GR.        Herbert Kritzinger  
19.  GR.        Ulrike Berger  

  20.  GR.        Günther Kasper  
21.  GR.        Rudolf Stockinger  
22.  GR.        Erich Steinwendner  
23.  GR.        Michaela Schuster  
24. GR.         Andreas Distler   
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FPÖ-Fraktion: 
 

25.  EG.         Dipl.Ing. Josef Hoyer   
26.  GR.         Mag. Erich Kaniak 
27.  GR.        Christa Dorfer  
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger   
29.  GR.         Walter Liehmann   

 
 

GRÜNE-Fraktion: 
 

30. GR.        Wolfgang Vogel  
31. GR.        Isolde Katamay   

 
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt    
 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. 

Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 6.12.2010 öffentlich 

kundgemacht wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 11.11.2010 bis zur heutigen Sitzung 

während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur 
Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss 
Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      GV. Stefan Gaisbichler    
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Mario Weichselbaumer               
 
 Für die FPÖ-Fraktion:          GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Wolfgang Vogel 
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T a g e s o r d n u n g 

 
 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
 
1. Landeszuschuss aus dem Ressort LR Haimbuchner für die Spielplatzoffensive 2009 € 5.276.- für 

den Spielplatz Kemating und € 6.700.- für die Sanierung des Skaterplatzes wurden angewiesen 
 
2. Landeszuschuss aus dem Ressort LH Pühringer für den Ankauf von neuen Lehrersesseln für die 

Unterrichtsräume in der Musikschule in Höhe von € 2.000.- (50% Förderung) zugesagt 
 
3. Dankschreiben des Bezirksfeuerwehrkommandos für die Zurverfügungstellung der Volksschule 

Seewalchen für den Wissenstest der Feuerwehrjugend am 20. November mit 454 Teilnehmern 
 
4. Rundschreiben des BAV zum Abfallwirtschaftsgesetz 2009 betr. Umsetzung der neuen 

Abfallordnung unter Beachtung der darin enthaltenen Richtlinien (u.a. Austausch der alten 90-
Liter-verzinkten Ringtonnen und der Kunststofftonnen ohne Räder) 

 
5. Mit 21.12.2010 wird lt. einer telefonischen Auskunft der Post AG das Postamt Seewalchen 

geschlossen und ab 22.12. mit Angelsport Nagl ein neuer Post.Partner eröffnen.  
 
6. Mit Schreiben vom 18.11.2010 teilt LHStv.Hiesl mit, dass im Falle einer Umsetzung des Entwick-

lungsprojektes A 1 Areal in Seewalchen das Land O.Ö. den Zubringer (Auffahrt) zwischen B 151 
und dem geplanten Kreisverkehr bei der Zufahrt zur A 1 Meisterei NICHT übernehmen wird.  

 
7. Das im Jahr 2009 vom Gemeinderat beschlossene Projekt Steganlage Seewalchen wurde auf 

Beschluss des REGATTA-Vorstandes für eine LEADER-Förderung eingereicht. Hinsichtlich der 
dzt. ruhend gestellten naturschutz-, wasser- und schifffahrtsrechtlichen Verfahren liegt zwar noch  
immer kein abschließendes denkmalschutzrechtliches  Ergebnis betr. Vorfragenabklärung zum 
Thema Pfahlbausiedlungen vor. Allerdings wurde bei einer Info-Veranstaltung betr. möglicher 
Erklärung der Pfahlbauten zum Weltkulturerbe von einem Vertreter des BMfUKK mitgeteilt, dass 
nur die Pfahlbausiedlung Litzlberg als Kulturerbegut namhaft gemacht worden sei. 

 
8. Der Arbeitskreis Gesunde Gemeinde teilt mit, dass im Jahr 2010 insgesamt 70 Veranstaltungen, 

Kurse, Aktivitäten durchgeführt wurden. 
 
9. Das Schwarze Kreuz O.Ö. teilt mit, dass bei der vom Seewalchner Kameradschaftsbund 

durchgeführten Allerheiligensammlung 2010 insgesamt € 1.622.- an Spenden für die 
Kriegsgräberfürsorge gesammelt wurden. 

 
10. Frau Gemeinderätin Ulrike Berger hat mit Schreiben vom 13. Dezember ihr Gemeinderatsmandat 

und Ersatzmandat mit Wirkung vom 31.12.2010 zurückgelegt. 
 
11. Information gem. O.Ö. Grundverkehrsgesetz 2006 - zu folgenden Rechtsgeschäften wurden vom 

Bürgermeister positive Stellungnahmen abgegeben:  
a)  Kaufvertrag Gerhard Scheibl/ Melanie und Vera Pesendorfer, Erwerb aller Grundstücke der EZ  

96 KG Litzlberg  inkl. des Hauses Neißing 2 im Gesamtausmaß von insges. knapp über 8 ha.  
b)  Überbot beim BG V`bruck betr. Erwerb der Eigentumswohnung der EZ 675 (im ehem. Haus 

Hausmann in Buchberg-Roithweg) Mag. Ernst Habinger / Stefan Laibl und Christina Hufnagl. 
 
12. LR Hummer teilt mit, dass für die Schülerbücherei der HS Seewalchen ein Landesbeitrag in Höhe 

von € 600.- gewährt wird. 
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13. Mit Schreiben vom 30. November 2010 teilt GF Dkfm. Hans Mitterbauer der Gemeinde mit, dass 

für die Gollhammer Keramik GmbH. ein Antrag auf Eröffnung eines Sanierungsverfahrens gestellt 
wurde. Das Aichergut in Seewalchen soll mit Jahresende 2010 geschlossen werden. 
 

14. Das Land O.Ö. teilt mit, dass die Förderaktion des sog. O.Ö. Bauberatungsschecks mit 
31.12.2010 eingestellt wird. 

 
 
 
Fragestunde 
 
Keine Anfragen, 4 Zuhörer 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
 
Rechtsvertretung 

Beauftragung einer Rechtsvertretung betreffend Klage von Rudolf und Renate Ramp auf Entferung 
und Unterlassung 

 
Der Vorsitzende liest den Dringlichkeitsantrag (Beilage Nr. 1) vor. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 2 
 
Abwasserbeseitigung Kanalprojekt Haining 

Tauschvertrag mit Gebetsroither Johann und Gunda 
 
Der Vorsitzende liest den Dringlichkeitsantrag (Beilage Nr. 2) vor. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
1.  Voranschlag  

für das Finanzjahr 2011 
 
Bgm.Reiter: 
Der Voranschlagsentwurf für das Finanzjahr 2011 ist gemäß § 76 Abs. 2 der O.ö. Gemeindeordnung 
1990 zwei Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme im Marktgemeindeamt aufgelegen. Gegen diesen 
Entwurf sind keine Erinnerungen eingebracht worden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Voranschlag für das Finanzjahr 2011 wie folgt zu genehmigen : 
 
Ordentlicher Haushalt:            Ausgaben :   €  7,382.500,-   

Einnahmen:  €  7,382.500,-   
                             
Außerordentlicher Haushalt:      Ausgaben :   €  1,786.600,-  
                 Einnahmen:  €  1,786.600,- 
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Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Finanzjahr 2011 zur Aufrechterhaltung der 
Zahlungsfähigkeit der Gemeindekasse in Anspruch genommen werden dürfen, wird mit € 1,230.400,-- 
festgesetzt. In diesem Höchstbetrag sind keine Kassenkredite enthalten, die auf Grund früherer 
Ermächtigungen aufgenommen und noch nicht zurückgezahlt sind. 
 
Der Gesamtbetrag der Darlehen, die zur Bestreitung von Ausgaben des außerordentlichen 
Voranschlages bestimmt sind, wird mit € 700.000,- festgesetzt.  
Dieser Gesamtbetrag soll nach dem außerordentlichen Voranschlag für folgende Zwecke verwendet 
werden: 

Zwischenfinanzierung Kindergartenerweiterung Rosenau  € 200.000,- 
Abwasserbeseitigungsanlage BA 10 – Haining      € 500.000,- 

 
 
Der Bürgermeister stellt die Zusatzanträge,  
 
1) den Dienstpostenplan lt. Beilage zum Budgetentwurf 2011 festzusetzen 
 
2) die Förderungen und Zuschüsse, welche die Marktgemeinde Seewalchen am Attersee im Jahr  

2011 an diverse Vereine und Institutionen gewährt, lt. vorliegender Aufstellung mit einer 
Gesamthöhe von  € 395.300,-  festzusetzen 

 
3) die Schulbudgets für das Jahr 2011 in folgender Höhe festzusetzen: 

Volkschule Seewalchen           € 15.500,--  
Hauptschule Seewalchen         € 17.000,--  
Polytechnische Schule Seewalchen    €   7.000,--  
Musikschule              €   2.000,--  

 
4) die Richtlinien für die Budgetabwicklung in den angeführten Schulen zu beschließen 
 
 
 
Der Bürgermeister betont, dass die Erstellung des Gemeindebudgets 2011 wie im Vorjahr wieder ein 
schwieriges Unterfangen gewesen sei. Die Rahmenbedingungen seien allgemein bekannt, daher 
müsse er sie im Detail nicht mehr erläuten. Einige wenige Punkte möchte er aber doch nochmals 
anführen. 
Als positiv darf grundsätzlich vermerkt werden, dass die Gemeinde Seewalchen nach wie vor trotz 
wirklich äußert angespannter Finanzlage keine Abgangsgemeinde sei. Man sei im Reigen der 
Abgangsgemeinden Oberösterreichs, die mittlerweile bereits fast ¾ ausamachen, noch nicht 
enthalten. Trotzdem sei die Situation der Gemeinde alles andere als rosig und es sei nicht nur den 
Mitgliedern des Arbeitskreises Finanzen, sondern auch allen anderen, die sich mit der Materie ein 
wenig beschäftigt haben, klar, dass die Rahmenbedingungen dementsprechend schwierig seien.  
Man habe zwar auf Basis der neuen Bundesertragsanteilsregelung durch den Zuzug und der daraus 
resultierenden höheren Einwohnerzahl einen Vorteil, da man aus dem Steuertopf des Bundes mehr 
Einnahmen lukrieren könne, als Gemeinden, die unter einem anderen Aspekt zu leiden haben, 
nämlich Wegzug und Abnehmen der Bevölkerungszahl. Dem gegenüber stehe natürlich, dass mehr 
Einwohner auch mehr Ansprüche an die Gemeinde stellen und man natürlich entsprechende 
Verpflichtungen habe diese durch budgetäre Vorkehrungen entsprechend zu bedecken. Daher heiße 
es für die Gemeinde, trotz Mehreinnahmen, dass man durch die laufend steigenden Fixausgaben 
nach wie vor ein sehr, sehr enges Budget habe.  
Es sei so, dass die Fixausgaben, die man gar nicht bzw. kaum beeinflussen könne, wie zB. die 
Sozialhilfeverbandsumlage, der Krankenanstaltenbeitrag, nach wie vor steigen. Insgesamt alleine aus 
diesen Positionen habe man im kommenden Jahr mit Mehrausgaben von rund € 170.000,-- zu 
rechnen. Damit sei klar, dass der Spielraum immer enger werde. Wenn man die Zuführungen aus 
dem ordentlichen Haushalt an den außerordentlichen Haushalt betrachte, sehe man, dass der 
Spielraum eigentlich nur mehr auf ein ganz kleines Minimum herabgesunken sei.  
Des weiteren sei der Haushaltsausgleich auch nur dadurch möglich, dass man Überschüsse aus 
diversen Dienstleistungsbetrieben der Gemeinde zur Bedeckung der laufenden Ausgaben 
heranziehen dürfe, könne bzw. müsse. Ansonsten sei der Haushaltsausgleich ohne radikale 
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Sparmaßnahme nicht mehr möglich. Dieses Zurückfahren aller bzw. vieler Dienstleistungen, das 
Einfrieren bzw. starkes Kürzen der Zuschüsse und Unterstützungen der Vereine und Institutionen 
habe man Gott sei Dank noch nicht machen müssen, aber es war bei der ersten Lesung des 
Budgetentwurfs bereits so, dass noch rund € 44.000,-- an fehlender Finanzierung zu bedecken seien. 
An dieser Stelle möchte er sich bei allen, die im Arbeitskreis Gemeindefinanzen sehr konstruktiv 
mitgearbeitet haben, bedanken. Es sei gelungen, diese noch fehlende Bedeckung durch 
Umschichtungen und zusätzliche Finanzierungsmöglichkeiten aufzutreiben. So gesehen könne man 
sich im Vergleich zu anderen Gemeinden noch glücklich schätzen den Haushalt ausgleichen zu 
können und damit sozusagen dem Kuratell des Landes noch zu entgehen.  
Abgangsgemeinden stehen praktisch unter der vollständigen Verwaltungsoberhoheit des Landes 
Oberösterreich. Man müsse hier um jede Investition, auch im ordentlichen Haushalt, die höher als € 
5.000,-- sei, sozusagen vorstellig werden und ansuchen. Die Auswirkungen einer Abgangsgemeinde 
seien bei dem Bericht zum Vorentwurf des Haushaltsvoranschlages dabei gewesen. Sehr rigorose 
Richtlinien des Landes, die praktisch keine Bewegungsmöglichkeiten für die Gemeinden mehr bieten. 
Er möchte sich an dieser Stelle nochmals bei Manfred Binder, den Finanzabteilungsleiter, seinem 
Team und den Mitgliedern des Arbeitskreises Gemeindefinanzen für die Erstellung des Vorentwurfes 
bedanken. Weiters möchte er sich bedanken, dass es möglich geworden sei, einen Konsens 
herbeizuführen und einen Budgetentwurf vorzulegen, der aus seiner Sicht genehmigungsfähig sei. 
 
GV. Berger glaubt, dass das Budget einfach zu wichtig sei, um es ohne Wortmeldung über die Bühne 
gehen zu lassen. Er möchte aber nicht mehr in den alten Trott verfallen, dass eigene Steuern die 
einzige Chance seien, die man habe, um auf die Füße zu kommen. Was ihn immer etwas störe, sei 
die Argumentation der Sozialkosten. Es sei zwar richtig, dass diese Sozialkosten mittlerweile für die 
Gemeinden eine extrem hohe Last seien und einen hohen Anteil des Budgets blockieren, aber wenn 
man sich ansehe, dass man in diesem oder im nächsten Jahr € 410.500,-- mehr an 
Bundesertragsanteilen erwarte und dieses Mehr an Bundesertragsanteilen bezogen auf das 
Gesamtbudget 5,56 % ausmache und die steigenden Sozialausgaben im selben Budgetvorschlag € 
259.700,--, dann sehe man schon sehr wohl heraus, dass es nicht nur die Soziallasten seien, die man 
immer sehr gerne als Grund für die Steigung heranziehen möchte.  
Es gebe auch andere Gründe dafür. So sei es notwendig, dass man die Verwaltung aufstocke, weil 
die Serviceleistungen, die der Bürger zu bekommen habe, immer mehr werden. Man müsse aus 
diesem Grund und dies sei auch bereits akkordiert, für die Zukunft das Personal auf der Gemeinde 
aufstocken. Dieser Posten macht natürlich bei den Steigerungen von zusätzlichen € 50.000,-- 
Personalkosten auch einiges aus. 
Im Wesentlichen gebe er dem Bürgermeister recht, dass man im Arbeitskreis Finanzen sehr hart 
gefightet habe. Es gebe einige Posten, die es ihm nicht leicht machen, diesem Budget zuzustimmen. 
Es sei ausführlich in den Arbeitskreisen diskutiert worden. Er werde die Hoffnung nicht aufgeben, 
dass auch diese verschiedenen Punkte zur Disposition stehen werden. Man sollte auf jeden Fall 
gemeinsam versuchen zu verhindern, Abgangsgemeinde zu werden. Dies gelinge momentan nur 
durch die Kapitalrücklagen, die man durch gemeinsame Beschlüsse geschaffen habe, die sich aber 
nebenbei bemerkt mittlerweile fast aufgelöst haben. Ob dies wirklich gelinge, sehe man im 
Rechnungsabschluss. Wenn er sich vorstelle, was man für das Budget projektiert habe. Man habe mit 
ungefähr € 140.000,-- vom Land für strukturschwache Gemeinden gerechnet. Mittlerweile sage das 
Land Oberösterreich, dass man dieses Geld den Gemeinden nicht gebe, weil man nicht könne bzw. 
wolle. Man sehe schon, wie abhängig man mittlerweile sei. 
Was die SPÖ nicht sehr glücklich stimme, sei der außerordentliche Haushalt. Im außerordentlichen 
Haushalt sei eines der großen Zukunftsprojekte nicht enthalten, aber diesen Punkt werde man beim 
nächsten Tagesordnungspunkt ausführlicher diskutieren. 
Summa summarum habe man sich, trotz einiger Punkte, welche die SPÖ so nicht gerne sehen 
würde, dazu entschlossen dem Budget zuzustimmen und er hoffe, dass man sich im Gemeinderat 
einig sei dieses sehr schwierige, aber doch hoffentlich machbare Budget über die Bühne zu bringen. 
 
GV. Gaisbichler fährt mit der Aussage fort, dass man das Budget ganz kurz zusammen fassen könne. 
Man habe ein Budget. Man könne die Gestaltung verwalten, wenn es keine Strukturveränderungen 
vom Bund, Land oder wen auch immer gebe. Aufgaben, die in den letzten Jahren auf die Gemeinden 
abgewältz worden seien, wurden wieder von den Gemeinden weggenommen. Dies ermögliche der 
Gemeinde Freiheiten, um selbstständig über gewisse Sachen zu agieren bzw. zu reagieren. Indem 
man auch Geld zur Verfügung habe, werde sich diese ganze Sache relativ schnell tot laufen. 
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Nun seien Dreiviertel der Gemeinden Oberösterreichs Abgangsgemeinden. Denke man hier in die 
Zunkunft, werden alle Gemeinden Abgangsgemeinden sein. Damit habe man einen ganz gewaltigen 
Punkt der Verwaltungsreform bereits erfüllt. Eine Ebene sei weg. Vielleicht werden es dann zukünftig 
die BHs sein, die über die Bezirke entscheiden oder man schaffe diese auch noch ab, dann mache es 
das Land Oberösterreich für alle. Er sei sich nicht sicher, ob es vernünftig sei die unterste Schicht, die 
der Bevölkerung am Nächsten stehe aus dem ganzen System wegzunehmen. Nur es passiere seit 
Jahren nichts. Es stagniere und seine Vermutung sei, dass hier ein System dahinter stecke, denn 
sonst dürfe es das eigentlich nicht geben, dass Dreiviertel der Gemeinden pleite seien. Hier müsse 
schon längst jemand geschrien haben. Es sei leider nicht in der Macht der Gemeinde. Man könne es 
hier nur wieder deponieren und sagen, dass es so nicht weitergehen könne. Ein Großteil der 
Gemeindemitglieder habe in Wien Leute in entscheidenden Positionen sitzen. Es sei sehr traurig, 
dass zurzeit trotzdem nichts von statten ginge. Man habe ein Budget, mehr werde es nicht.  
 
GR. Vogel Wolfgang ergänzt, dass man sich alle Jahre wieder hier treffe und über das Budget 
spreche. Alle Jahre wieder jammere man über die hohen Ausgaben für Soziales und Krankenhäuser. 
Alle Jahre wieder freue man sich, dass man wieder einmal nicht Abgangsgemeinde geworden sei. 
Man müsse bei dieser Gelegenheit sagen, ob man - und hier schließe er sich ganz GV. Gaisbichler 
an - nicht wirklich einmal ganz andere Wege bestreiten solle um die übergeordneten Instanzen, das 
Land und den Bund darauf aufmerksam zu machen, dass wenn die Gemeinden kaputt gespart seien 
und sich nicht mehr rühren können, nicht nur ein Teil von der Verwaltungseinheit, die dem Bürger am 
Nächsten sei, verloren ginge, sondern damit auch die Wirtschaftskraft verloren ginge, die am meisten 
und am schnellsten bei jeder Krise helfen könne. Dies sollte man eigentlich alle Jahre wieder 
betonen. Vielleicht einmal das letzte Mal. 
 
EG. Hoyer finde es auch sehr erfreulich, dass es gelungen sei ein ausgeglichenes Budget zu 
erstellen, weil das schlimmste sei, bei jeder kleinen Investition fragen zu müssen, ob man dies tun 
dürfe. 
Er sei hier einer ganz anderen Meinung. Wenn man jedes mal die Oberbehörde fragen müsse, 
erhöhe man dort den Verwaltungsaufwand in einem Umfang der ganz gigantisch sei und nur unnütz 
Geld koste. Man sollte sich hier wirklich bei der Nase nehmen und im Budget schauen, wo hier noch 
Einsparungsmöglichkeiten möglich seien. Wenn man etwas ins Detail gehe, dann finden man schon 
noch einige Sachen, wo man sparen könne. Zum Beispiel die Vergaben an die GSG, was Planungen 
und Bauleitungen betreffe. Es seien Beträge im Voranschlag drinnen, die bezogen auf die 
Bausummen sehr groß seien. Hier würde ein Wettbewerb hinein gehören. Auch die Ingenieurkammer 
habe hier massiv gegen diese Art der Abwicklung von Baustellen Partei ergriffen und sei natürlich der 
Auffassung, dass hier ein Wettbewerb stattfinden müsse, da es nur dann möglich sei einen 
ordentlichen Preis zu erhalten. 
Weiters sollten auch Förderungen überdacht werden. Denn wenn Förderungen einmal einen Betrag 
erreichen, der über das Straßenbaubudget hinausgehe, gebe dies schon zu denken. Hier sollte man 
sich fragen, ob man nicht Förderungen zurück schrauben solle um besser wirtschaften zu können. 
 
GR. Kaniak darf sagen, dass seine Vorredner Argumentationen gebracht haben, die sehr vernünftig 
klingen und dieses Wirgefühl ausdrücken, wobei die Ansätze komplett verschieden seien. 
GV.Gaisbichler habe ganz richtig erkannt, dass auch die Verwaltung keine Eigenleistung mehr 
darstelle, sondern eher einen Abgang. Wenn man ein Unternehmen habe, wo die Verwaltung schon 
so groß werde, dass sie mehr als jemals von eigenen produziert werden könne, dann müsse man in 
die roten Zahlen kommen. Er finde die Aussage von GV. Berger etwas letargisch, dass man 
eigentlich nicht anderes könne, man müsse auch den Verwaltungsrahmen erhöhen. Dies bedeute ja 
nichts anderes, als dass die selbstgestrickten Fesseln, die man sich angelegt habe, sprich alle 
Normen, die gesetzlich bestimmt seien und welche die Gemeinde erfüllen müsse, ein derartiger Stein 
um den Hals sei, dass überhaupt keine Bewegungsfreiheit mehr da sei und dass in weiterer Folge 
natürlich nichts mehr von Eigeninitiative kommen könne, weil eben keine finanziellen Möglichkeiten 
da seien. Das heißt man habe keine Chance über die eigene Wirtschaftskraft im Ort etwas zu 
bewegen, sondern müsse immer warten, ob irgendetwas von oben komme. Wie bereits gehabt, die 
Ankündigung der Unterstützung von Gemeinden, die in Schwierigkeiten seien. Er könne sich noch 
erinnern, dass sich vor Jahren alle mokkiert haben, dass damals die Gemeinde Bad Gastein so 
verschuldet gewesen sei, dass sie unter Kuratell gestellt werden musste. Hier habe sich jeder gefragt, 
ob es denn so etwas auch gebe.  
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Wie gesagt, so was gebe es nicht nur, sondern sei Standard geworden. Eines dürfe er auch sagen – 
er hoffe, dass der Gemeinderat die politische Entwicklung in den südeuropäischen Ländern 
(Griechenland, Portugal, Spanien und Italien) verfolge – was sich dort abspiele, wenn er das Wort 
„sparen“ dann nur höre. Man müsse die Einnahmen, Investitionen – die Wirtschaftskraft erhöhen. Die 
Sozialistische Partei sage im Parlament auch immer, dass man sich kaputt sparen könne und dass 
man gar keine Investitionsmöglichkeiten mehr habe, sondern dass man gut ausgeglichen sei. Was 
die Gemeinde zusammengebracht habe, im Bezug des Ausschusses, sei sehr positiv. Also das 
Wirgefühl sei zumindest da, dass es hier kein Hikhak gebe, aber wo nichts da sei, habe der Kaiser 
das Recht verloren.  
Eines möchte er noch betonen, aus seiner Warte der Freiheitlichen Partei: Die Freiheit müsse man 
sich erkämpfen, um diese Fesseln, die von oben systematisch herunter gelegt worden seien, zu 
sprengen. Viele Dinge werden im Parlament und in den Landesregierungen angesprochen, aber nie 
in Angriff genommen. Ob dies nun die Krankhausbeiträge oder Sozialhilfeverbandsumlagen seien. Er 
könne hier Beispiele von Vöcklabruck und Gmunden geben. Man spreche hier von Milliardenbeträgen 
in der nächsten Umgebung. Der Vöcklabrucker Voranschlag betrage 2,5 Millarden Schillinge derzeit € 
690 Millionen. Gmunden genau dasselbe. Aber es werde gebaut, die Kapazitäten werden erhöht und 
dann würden alle wieder zu jammern beginnen.  
Dies seien Ansatzpunkte, nicht bei den Kleinigkeiten von Seewalchen zu sparen. Es handle sich hier 
um Milliarden. Jeder wolle seinen Bereich schützen, ob dies das Land sei oder die Versicherungen. 
Wenn man hier von unten keinen Druck mache, dann sehe er überhaupt keine Chance in dieser Sicht 
weiter zu machen. Man überlege sich hier ein paar Groschen zu sparen und dort werden Milliarden 
vor laufender Kamera ausgegeben und kein Mensch schüttle mit dem Kopf. Dies sei erschütternd. 
Wenn einmal die Bevölkerung auf die Straße gehe, weil die Leistungen nicht mehr erbracht werden, 
dann stehe noch größerer Schaden an.  
Der politische Konsens werde gebrochen und dann habe man die Terrorbereitschaft – man mache 
gar nichts mehr und der Staat können einem den Buckel runter rutschen. Das befürchte er und dies 
könnte kommen. Er könne gewisse Sachen nicht mittragen, weil er noch immer Möglichkeiten, nicht 
zum Sparen, sondern zur Entfaltung sehe. Man habe überhaupt keine Versuche für die Bürger 
unternommen. Man solle sich das Industriegebiet, das Autobahnareal oder die Versuche 
privatwirtschaftliches Geld hier herein zu bringen ansehen. Weiters solle man sich die Hotels 
ansehen. Wenn man heute einen Autobus nach Seewalchen bringe, könne man nicht einmal 
Schlafmöglichkeiten bieten. Man habe nichts und reduziere weiter. Somit blockiere man alle 
Initiativen. Wenn man nicht so eine Heimattreue hätte, würde man sagen, dass man einem den 
Buckel runter rutschen solle. Ob dies der Naturschutz sei, der hier aufgeige oder ob das 
Bauordnungen oder Investitionen seien, die nicht erkannt werden oder ob dies schulische Probleme 
seien; Man habe keinen einizigen Groschen über die Schule im Budget. Er frage sich, wo der 
Vorschlag vom Land stehe, wo drinnen stünde, dass man gemeindeübergreifende Investitionen 
tätigen solle. Er frage sich was mit dem Schulzentrum sei, denn es sei nichts passiert. Hier sein 
Einsparunspotenziale, die vielleicht in die 20-30 Millionen Beträge gingen. Er finde dies erschütternd. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Hauptantrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Gegen den Antrag 5 Stimmen FPÖ-Fraktion: 5  
 
Der Bürgermeister lässt über seine gestellten Zusatzanträge durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 1 Liehmann 
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Gegen den Antrag 4 Stimmen FPÖ-Fraktion: 4 Kaniak, Hoyer, Dorfer, Hemetsberger 
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2.  Mittelfristiger Finanzplan  

für die Jahre 2011 – 2014 
 
Bgm.Reiter: 
Der mittelfristige Finanzplan für die Planungsperiode 2011 – 2014 umfasst aufgrund der 
angespannten Finanzlage nur die Ausfinanzierung bereits realisierter Vorhaben wie 
Spielplatzoffensive, Bäderticketsystem sowie 3 Projekte mit einem geschätzten 
Gesamtinvestitionsvolumen von rd.  € 2,900.000,- (Straßenbau, Erweiterung Kindergarten Rosenau, 
Kanalbau Haining) . Die für das Jahr 2011 enthaltenen Einnahmen und Ausgaben sind 
deckungsgleich mit dem außerordentlichen Voranschlag 2011: 
 

2011   1,765.500,- 
2012      660.600,- 
2013      303.800,- 
2014      150.000,- 

 
Nähere Angaben zur Finanzierung und Bedeckung der einzelnen Projekte sind den Detailangaben im 
„Mittelfristigen Finanzplan“  zu entnehmen. 
 
Da für die gefundene Kompromissformel beim Projekt Schulzentrum nach wie vor eine Entscheidung 
des Landes aussteht, ist dieses Projekt dzt. nicht im MFP enthalten, da im Falle einer Genehmigung 
mit einem neuen Finanzierungsplan des Landes zu rechnen ist. Sollte in den nächsten Wochen eine 
Landesgenehmigung einlangen und der Kostenrahmen im genehmigten Finanzierungsplan bestätigt 
werden, dann könnte u.U. wie in der GRS am 11.2.2010 beschlossen als 1. Maßnahme im 
Schulzentrum mit der HS Sanierung begonnen werden. Für diesen Fall liegt auf Basis der dzt. 
Schätzkosten und der Landesmittel lt. genehmigtem Fin-Plan zur Info ein möglicher 
Gesamtfinanzierungsplan dem MFP bei. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der Beratungen im Arbeitskreis Gemeindefinanzen den mittelfristigen Finanzplan 
für die Jahre 2011 – 2014 zu beschließen 

 
 
Vizebgm.Weichselbaumer sei zum gemeinsamen Schulprojekt Schörfling – Seewalchen gefragt 
worden, wie man nun zu diesem stehe. Er habe darauf geantwortet, dass für die SPÖ in erster Linie 
das gelte, was im Konsens ausgearbeitet worden sei. Falls etwas anderes komme sollte, sehe man 
dann weiter. Das heiße, dass ihm jetzt nur die Willenserklärung von allen fehle, wie man jetzt zu 
diesem ausgearbeitetetn Schulprojekt stehe – Sanierung und Neubau. Dies gehöre aus seiner Sicht 
in das mittelfristige Budgeht hinein. Er glaube, dass es genau so leicht sei diesen Posten wieder 
heraus zu nehmen, falls es anders werde, als den Posten hinein zu nehmen. Selbst wenn die Idee 
von Linz komme, dass sich das gemeinsame Projekt durchsetze, dann brauche man Geld für dieses 
Projekt im mittelfristigen Budgetplan. In erster Linie gehe es ihm darum, in der mittelfristigen 
Budgetplanung einen Posten für das Seewalchner Schulprojekt in der mittelfristigen Budgetplanung 
aufzunehmen. 
Daher stelle er den Gegenantrag - Gegenantrag daher, weil er möchte, dass über dies alleine  
abgestimmt werde und nicht als Zusatzantrag – in dieses mittelfristige Budget ganz klar und 
deutlich den Posten Schule aufzunehmen.  
 
Wenn man dies nicht mache, sei dies das Todesurteil für die Schule. Dann könne man gleich hinaus 
gehen und zu den Leuten sagen, dass man für das Projekt Schule kein Geld habe. Es gehe ihm nicht 
darum, es auf den Euro hinzubudgetieren, sondern es gehe ihm um die Willenserklärung von allen, 
zu diesem Schulprojekt zu stehe. Er suche daher um breite Zustimmung von jedem, der dieses 
Schulprojekt möchte, so wie man es wirklich seit langem ausgearbeitet habe. Man müsse dazu 
stehen und Geld dafür vorsehen. Man könne keinem erklären, dass man es zwar wolle, aber kein 
Geld dafür einplane. Hier würde man unglaubwürdig werden. 
 
GR. Vogel Wolfgang merkt an, dass im außerordentlichen Haushalt keine Schule sei und auch im 
mittelfristigen Finanzplan. In Wirklichkeit sei aber auch keine Schule drinnen. Das Schulprojekt sei 
eigentlich mehr ein Gruppenbild. Ein Gruppenbild mit Dame von der Vorsprache bei der Frau 
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Landesrätin Humer. Mehr sei es nicht. Man könne jetzt nicht ergehen und irgendwelche 
Fantasiezahlen irgendwo hinschreiben und meinen, dass dies nun ein mittelfristiger Finanzplan sei, 
der ja doch aus dem Wort „Finanz“ und „Plan“ bestünde.  
 
GR. Kaniak findet es schon interessant, dass man eine Finanzplanung ohne Finanzen aufstellen 
solle. Man könne hier nicht „Wünsch dir was“ spielen. Es müsse eine gewisse Seriosität und 
Rücklage haben. Es sei schon richtig, was der Bürgermeister gemacht habe. Das Schulprojekt 
finanziell einzuplanen, wenn kein Geld da sei, schließe auf Selbstbetrug. Wenn es nicht gehe, dann 
gehe es nicht. Dann brauche man auch keine Willenserklärung. Er warte immer noch darauf, dass 
das Land irgendein Machtwort spreche, denn sie seien diejenigen, die sagen, dass man kooperieren 
und Schwerpunkte setzen sollen. Die Schwerpunkte würden der Gemeinde zu gute kommen, denn 
die müssten dann die größten Finanzierungen übernehmen. Man selber könne es nicht. 
 
Der Bürgermeister würde dem Gegenantrag von Vizebürgermeister Weichselbaumer sofort und voll 
inhaltlich zustimmen. Allerdings habe ihm der Amtsleiter gerade gesagt, dass es in dieser Form kein 
Gegenantrag, sondern bestenfalls ein Zusatzantrag sei, da er inhaltlich eine Bestätigung des 
Finanzplanes sei. Zusätzlich sollte eben die Position Schulbau dazu kommen. Er würde vorschlagen 
einen Antrag auf Vertagung zu stellen, um zu versuchen einen Konsens für einen MFP mit den 
Ausgaben für das Schulzentrum zu finden. Diesen beschließe man dann im Februar. Man sollte im 
Verlauf des Jahres einen vorlegen. Heuer habe man keinen vorgelegt. Man habe zwar „eine auf den 
Deckel bekommen“, weil man es nicht gemacht habe. Aber letzendlich sei angesichts dieser 
schwierigen Rahmenbedingungen – und gerade bei solchen wichtigen, offenen Entscheidungen wie 
das Schulprojekt - eine mittelfristige Planung wirklich äußert schwierig, wenn man halbwegs 
versuchen möchte punktgenau landen zu wollen. Sein Vorschlag wäre sich nochmal anzusehen, in 
welcher Form man die Position des Schulprojektes in den MFP aufnehme. Vielleicht habe man dann 
im Jänner auch schon eine Entscheidung des Landes. Dann wisse man wie es weiterginge. Wenn 
nicht, dann müsse man irgendeine Prognose erstellen, die man dann gemeinsam ausformuliere. 
 
GV. Berger möchte hinzufügen, dass genau dieser Punkt, welcher jetzt gerade angesprochen worden 
sei, im Arbeitskreis Finanzen besprochen worden sei und dort dem Bürgermeister auch 
vorgeschlagen wordens sie diesen Punkt entweder herunten zu lassen oder die Schule mit 
hineinzunehmen. Man befürchte nämlich etwas ganz anderes. Man wisse, dass man einen hohen 
Finanzierungsanteil vom Land bekommen müsse. Wenn man sich als Gemeinde nicht traue diese 
Kosten in den mittelfristigen Finanzplan hinein zu nehmen, dann befürchte er einfach, dass die 
Landesräte sagen, so lange sich die Gemeinde nicht einig sei, habe man auch kein Problem diese 
Finanzierung zu schieben. Er glaube, dass man in Linz nur damit durchkommen werde, wenn man 
diese Finanzierungsmöglichkeiten aufzeige. Wenn man damit auch Kund tue, dass man natürlich 
Zwischenkredite brauchen. Aber es könne nicht sein, dass man das größte Projekt, aus lauter Angst 
davor, dass man nicht genau wisse, wie es laufen werde, auch aus dem mittelfristigen Finanzplan 
hinausgebe. Der Bürgermeister haben den Vorschlag gemacht. 
GV. Berger stelle den Antrag auf Vertagung. 
Er hoffe, dass man einen Konsens finden werde den mittelfristigen Finanzplan so zu ändern, dass 
man das größte zukünftige Projekt, welches man momentan auf der Tagesordnung habe, 
berücksichtige. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GV. Berger K. gestellten Antrag auf Vertagung durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
3.  Budget 

Festsetzung der Kanalgebühren 
 
Bgm.Reiter: 
Aufgrund der Vorgaben der Gemeindeabteilung des Amtes der oö. Landesregierung schlägt der 
Arbeitskreis Gemeindefinanzen dem Gemeinderat folgende Anpassung der Kanalge-bühren vor 
(siehe Beilage). 
Die Erhöhung beträgt 1,867%. Die letzte Anpassung der Kanalgebühren erfolgte im Jahr 2009. 
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der Empfehlung des AK – Finanzen den vorliegenden Verordnungsentwurf 
zu beschließen. 

 
 
EG. Hoyer möchte klar stellen, dass es sich hier um die Anschlussgebühr handle und nicht um die 
Kanalgebühr. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass es sich hier auch um die Benützungsgebühr handle. 
 
EG. Hoyer entgegnet, dass es sich hier um die Benützungsgebühr der Quadratmeter, aber nicht um 
die Gebühr der Kubikmeter des Abwassers handle. Nur die Quadratmeter Anschlussgebühr werde 
hier angesprochen. 
 
Manfred Binder antwortet, dass hier die Anschlussgebühren und gleichzeitig auch die 
Benützungsgebühren enthalten seien.  
 
Der Bürgermeister fügt hinzu, dass im § 5 die genauen Benützungsgebühren geregelt sein und im § 2 
die Anschlussgebühren. 
 
Der Amtsleiter fügt hinzu, dass dies immer in einer Verordnung geregelt sei. Die Anschlussgebühren, 
Mindestgebühren, usw.  
 
EG. Hoyer möchte zur Klarstellung nochmals wissen, ob diese Gebühr nun über der Gebühr seien, 
die vom Land festgeschrieben werden oder nicht. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass bei den Benützungsgebühren der Betrag über die vom Land 
festgeschriebenen Beträge gehe, da man durch den ÖKK Vertrag, laufend die Verpflichtung habe die 
entsprechenden Erhöhungen durchzuführen. 
 
EG. Hoyer antwortet, dass dies auch prinzipiell die Frage gewesen sei. Das Land schreibe eine 
Gebühr vor, damit man eine Förderung bekomme. Diese sei fiktiert. Er möchte wissen, ob diese 
Gebühr, die man nun hier beschließe über dieser Gebühr sei oder nicht. 
 
Der Bürgermeister bejaht die Frage von EG. Hoyer. 
 
GV. Hemetsberger möchte wissen, ob dies zur Indexklausel nochmals dazu komme. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass der Index ,seiner Erinnerung nach, etwas unter diesen 1,867 % 
liege. Man habe sich damals im Finanzausschuss darauf geeinigt. Ursprünglich sein ca. 2 % 
andiskutiert worden und dies sei defakto dies, was bei der Überarbeitung in der Finanzabteilung 
herausgekommen sei.  
 
GV. Hemetsberger fügt hinzu, dass 2011 oder. 2012 eine Indexanpassung komme. Dies erhöhe die 
Gebühr dann nochmals. Man sei dann zwei Mal gestraft. 
Jetzt gehe es dann los, die Bürger zu strafen. 
 
Der Bürgermeister fügt hinzu, dass eines allen klar sei müsse. Es gebe sehr viele, die zu ihm in die 
Sprechstunde kommen wegen verschiedenster Dinge und er weise immer auf die finanzielle Situation 
hin. Er sage dies auch offen. Es sei kein Geheimnis. Seewalchen habe sehr hohe 
Kanalbenützungsgebühren, aber man habe auch ein sehr dichtes Netz. Dieses gelte es erstens zu 
erhalten und zweitens sei dies die einzige Möglichkeit entsprechende Rücklagen zu bilden und 
zweitens auch sonstige Ausgaben zu bedeken. GV. Hemetsberger habe vollkommen Recht, dass 
Seewalchen keine billige Gemeinde sei, man biete aber auch sehr viel und das koste einiges. Dies 
müsse man jedem Bürger offen und ehrlich sagen. Man brauche diese Einnahmen, wenn man keine 
Einnahmen habe, dann könne man nichts mehr ausgeben. 
 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 16.12.2010                                                                                  Seite 12 von 34 
 
GV. Hemetsberger antwortet, dass es schon klar sei, dass man Einnahmen brauche, aber eine 
Erhöhung zu machen und dann könne der Index nochmal dazu kommen, dass sei zu viel. Das kann 
man dem Bürger innerhalb von einem Jahr nicht zumuten. 
 
Manfred Binder erklärt, dass die Erhöhung nicht zum Index dazu komme. Die Erhöhung sei sowohl 
auf der Ebene der Anschlussgebühr, sowie auf der Ebene der Benützungsgebühr eine Indexierung.  
 
Der Bürgermeister merkt an, dass er glaube, dass GV. Hemetsberger meine, dass wenn nächstes 
Jahr eine Erhöhung komme, dass der Index automatisch schon dabei sei.  
 
Manfred Binder antwortet, das nächstes Jahr sicherlich eine Änderung der Mindestanschluss-
gebühren komme. Man gehe davon aus, dass das Ausmaß in diesem Prozentsatz sei. Diese hab 
man aber schon im Finanzausschuss dieses Frühjahr besprochen. Dort habe man von 2 % 
gesprochen. Heuer liege man bei 1,8 %. Die Grenze sei vorerst einmal bei 2 %.  
 
GR. Kaniak betont, dass die Entscheidung in den letzten Jahren immer die gewesen sei, 
kostendeckend zu sein und eine Rücklage zu behalten für etwaige Reperaturen. Die Rücklagen seien 
sozusagen aufgebraucht. Man habe zwar intern immer etwas herumgeschichtet, aber wenn gar nichts 
mehr da sei, schlage das Pendel in die andere Richtung. Dann sei die Erhöhung auch nichts mehr. 
Über diese kleinen Bereiche finanzielle Absicherungen für andere Bereiche zu bekommen, was in der 
Privatwirtschaft ganz logisch sei, sei natürlich bei Bürgern, die schwach beisammen seien, sehr 
heikel.  
 
Der Bürgermeister antwortet, dass dies schon richtig sei. Nur habe man jahrelang die Überschüsse 
rechtzeitig und im vollen Ausmaß gepunkert auf der sogenannten ÖKK-Rücklage. Aus der man nach 
wie vor nicht nur Kanalbauten finanziere. Das heißt die Eigenmittel, die man sonst aus dem 
ordentlichen Budget bestreiten müsse, welches man nicht mehr habe, bedecke man aus diesser 
Rücklage. Man habe sich immer durch innere Darlehens Zwischenfinanzierungskosten erspart, da 
man dies aus den Rücklagen nehmen konnte.  
 
GV. Berger finde es wichtig, dass man über alle Dinge diskutiere, aber man solle etwas auf die 
Verhältnismäßigkeit Acht geben, wenn man sich die Diskussion mit diesen Prozentsätzen anhöre. 
Man diskutiere pro Kubikmeter Kanalgebühr von einer Erhöhung von € 0,06. Man diskutiere bei der 
Grundgebühr je Hausanschluss von € 1,79. Das heiße, man müsse natürlich auf diejenigen Acht 
geben, die wirklich sozial schwach seien – hier sei die SPÖ prädestiniert dafür - nur es schlage nicht 
wirklich durch. Man diskutiere schon zum Teil um „Kaiser seinen Bart“, wenn er sich dies erlauben 
dürfe zu sagen.  
 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Gegen den Antrag 3 Stimmen FPÖ-Fraktion: 3 Kaniak, Dorfer, Hemetsberger 
 
Stimmenthaltungen 2 Stimmen FPÖ-Fraktion: 2 Hoyer, Liehmann 
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4.  Subvention 

Antrag des Musikvereins Rosenau um finanzielle Unterstützung für die neue Tracht 
 
Bgm.Reiter: 
Der Musikverein Rosenau hat am 2.11.2010 ein Ansuchen an die Marktgemeinde Seewalchen am 
Attersee um finanzielle Unterstützung für den Ankauf einer neuen Tracht gerichtet.  
Der Gemeindevorstand hat sich mit diesem Ansuchen in der Sitzung des Gemeindevorstandes am 
30.11.2010 befasst und schlägt einstimmig vor, dem Musikverein Rosenau für die Anschaffung einer 
neuen Musiktracht sowie zur Ausrichtung des Atterseepokals im Jahr 2011 eine Subvention in Höhe 
von € 10.000,- zu gewähren. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes, dem Musikverein 
Rosenau für die Anschaffung einer neuen Musiktracht sowie zur Ausrichtung des 
Atterseepokals im Jahr 2011 eine Subvention in Höhe von € 10.000,- zu gewähren und aus 
dem Subventions-Bonustopf zu bedecken. 

 
GR. Kasper nimmt seine Befangenheit wahr und nimmt nicht an der Abstimmung teil.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
5.  Strandbad 

Abschluss eines neuen Pachtvertrages für das Strandbadbuffet 
 
Bgm.Reiter: 
Mit Beginn der Saison 2010 übernahmen Herr Petrovic und Frau Hitzenberger das Strandbadbuffet 
mit der Absicht, dieses zur Zufriedenheit der Gäste zu führen, was ihnen auch im Wesentlichen 
gelungen ist. Herr Petrovic musste aus gesundheitlichen Gründen im Juli ausscheiden. An seiner 
Stelle sprang der Partner von Frau Hitzenberger Herr Harald Salfinger ein und beteiligte sich an der 
OG. Die Salfinger & Partner OG trat in den Strandbadpachtvertrag ein und ermöglichte dadurch eine 
reibungslose Fortführung Strandbad-Buffet-Betriebes. Leider war die Wettersituation in der 
vergangenen Badesaison alles andere als günstig, sodass die Pächter am Ende der Saison ein 
dickes Minus zu verbuchen hatten. Mai und Juni waren gleich Null, im Juli gab es ein paar schöne 
Tage und im August war es mit dem schönen Wetter auch schon wieder vorbei (Näheres siehe im Akt 
befindlichen Ansuchen vom 20.9.2010). Trotzdem haben die Pächter in diesem Ansuchen ihr 
grundsätzliches Interesse am Strandbadbuffet kund getan. Als Voraussetzung dafür ersuchen die 
Pächter um eine  Änderung des Pachtvertrages dahingehend, dass sich zukünftig die Pachthöhe zu 
einem Teil auch an der Besucherzahl orientiert. 
Der Arbeitskreis Gemeindefinanzen hat sich mit diesem Ansuchen intensiv beschäftigt und nach 
langer Diskussion unter der Prämisse, dass die Pächter das Strandbadbuffet weiter-führen wollen, 
einen Nachlass für die Saison 2010 in Höhe von € 5.000,- excl. Ust. zugesagt und eine Splittung des 
Pachtzinses in einen Fixpachtzins und einem besucherabhängigen Pachtzins befürwortet. 
Der Fixpachtzins soll demnach pro Saison  € 10.000,- excl. Ust. betragen. Der von der Besucherzahl 
abhängige Pachtzins beträgt 15 Cent excl. Ust. je Besucher und Saison. Die Basis zur Berechnung 
bildet die im Eintrittsystem für das Strandbad erfasste Gesamtbe-sucheranzahl pro Badesaison. Zur 
Information: Bei einem Besucherdurchschnitt in den vergangenen fünf Jahren von 29.577 
Badegästen pro Badesaison, ergibt sich eine durchschnittliche Pacht von € 14.436,- pro Saison. 
 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

a)  den bestehenden Pachtvertag, abgeschlossen mit der  Hitzenberger & Petrovic OG vom 
25. März 2010 aufzulösen 

 
b)  den vorliegenden Pachtvertrag zwischen der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

und Herrn Harald Salfinger, Gmunden abzuschließen. 
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Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte in Erinnerung rufen, dass bei dem letzten Abschluss GV. 
Hemetsberger darauf hingewiesen habe, dass der Pächter am Anfang mehr Geld haben werde und 
zum Schluss, wo die Steuer wirksam werde, weniger Geld zur Verfügung haben werde. Nun sei seine 
Frage, wann die Stichtage geplant seien. Er fragt sich, ob dies nun wieder so sei, dass der Pächter 
zum Schluss der Saison mehr zahlen müsse oder ob dies monatsweise gehe. Nicht, dass der Pächter 
am Ende, wenn die Steuern zu zahlen seien, darauf komme, dass die Saison so schlecht gwesen sei, 
dass er dies nicht mehr begleichen könne. 
 
Manfred Binder antwortet, dass es so vorgesehen sei, dass sofort für Mai, Juni, Juli und August 
monatlich € 2.500,-- fällig werde. Die besucherabhängige Pacht sei am Ende der Saison, spätestens 
30. September,  fällig. 
 
 
GV. Hemetsberger merkt an, dass seine Befürchtungen wahr geworden seien. Von welchem Punkt 
bisher gar nicht gesprochen worden sei, sei der tatsächliche Abgang, welcher jetzt zurzeit noch offen 
sei. Weiters wurde der Erlass € 5.000,-- noch nicht erwähnt. Es habe geheißen, wenn das Wetter 
nicht gut sei, mache man einen Umbau, um den Straßenverkauf etwas fördern zu können. Er sei im 
Vorstand dagegen gewesen. Dies habe auch € 7.000,-- bis € 8.000,-- gekostet. Wenn man diese 
Posten nun zusammen rechne - er wisse nicht, ob die zweiten € 5.000,-- überhaupt schon eingelangt 
seien –dann rechne man noch den Hinzubau von € 7.000,- bis 8.000,-- hinzu – dann fehlen es um 
weit mehr, als hier stünde. Man habe dann einen gravierenden Abgang. Was auf Deutsch heiße, 
wenn die Sonne scheine, stecke man das Geld in den Hosensack, regne es, solle das Geld die 
Gemeinde zahlen. So könne es auf Dauer nicht sein. Dies seien Verlustgeschäfte. Dort verzichte man 
wieder ganz großzügig. Ein Vertrag sei einzuhalten. Jeder Gewerbetreibende müsse sich danach 
richten. Einmal sei es schlechter, einmal besser. Der neuen Lösung werde er zustimmen, denn wenn 
Gäste das Strandbad besuchen, dann konsumieren sie auch etwas. Es sei viel vernünftiger. Die 
Befürchtungen von GV. Hemetsberger haben sich bewahrheitet. Interessanter sei jetzt aber, was 
tatsächlich offen sei, wenn man hinzurechnet, was der Umbau auch noch gekostet habe. Man rede 
jetzt von einem neuen Vertrag. In den Unterlagen stehe, dass man € 5.000,-- verliere. In Wirklichkeit, 
habe man viel mehr verloren. 
 
Der Bürgermeister sehe es so: Erstens einmal habe Herr Salfinger in den letzten Tagen alle noch 
ausständigen Beträge bezahlt. Bis auf die € 5.000,--, die ihm nachgelassen werden – man brauche 
hierfür noch einen Vorstandsbeschluss, welcher im Jänner auf der Tagesordnung stehe. Die letzte 
Teilrate und die Betriebskostenabrechnung sein beglichen. Das heißt, wenn der Vorstand diesem 
Vorschlag, die € 5.000,-- heuer nachzulassen, zustimme, dann sei alles erledigt. Bezüglich der 
Investitionen habe GV. Hemetsberger natürlich recht. Wenn man alles, was man investiert habe auch 
noch hinein rechne, dann habe die Gemeinde natürlich einen erheblichen Aufwand gemacht, dies sei 
aber wirklich auch so vereinbart gewesen. Dies sei Gegenstand vieler Pachtvorverhandlungen und -
gespräche gewesen. Man habe gesagt, dass man den neuen Pächter unterstütze, indem man diese 
Investitionen tätige, welche auch dann dort verbleiben, denn die könne er sich ja nicht mitnehmen. Er 
würde dies dem Pächter nicht noch als zusätzliche Ausgabe anlasten, denn dann hätte man nein 
sagen müssen. 
Nochmals, es sei alles, bis auf den Nachlass, der in Aussicht gestellt worden sei, bezahlt worden. Die 
Investition sehe er als Investition, die die Gemeinde getätigt habe in ihrer Anlage. Denn wenn der 
Pächter nächstes Jahr den Betrieb nicht mehr führe, dann könne auch ein neuer Pächter im Jahr 
2012 diese Investitionen wieder nützen. Faktum sei, dort gebe er GV. Hemetsberger nicht ganz 
unrecht, die Investition habe sich nicht entsprechend rentiert, auch für den Pächter nicht, da vielleicht 
beim Marketing noch etwas besser gemacht werden müsse. Vom Straßenverkauf haben relativ wenig 
Leute gewusst, aber es sei auch nie wirklich das Wetter dafür gewesen. Wenn die Vorsaison schön 
gewesen wäre und ein bisschen Werbung betrieben worden wäre für den Dachterrassenbetrieb und 
den Gassenverkauf, wäre es sicher gut angenommen worden. Aber mit dieser Vorsaison glaube er, 
dass die Motivation etwas gesunken sei. Es hätte gar keinen Sinn ergeben, den Gassenverkauf 
anzuwerben, denn bei diesem Wetter gehe niemand auf der Promenade spazieren. Herr Salfinger 
habe gesagt, dass man den Betrieb heuer auf neue Beine stellen werde. Er sei schon davon 
überzeugt, dass die Idee von Herrn Petrovic mit dem Gassenverkauf nicht schlecht gewesen sei. Mit 
entsprechendem Marketing wird dies zusätzlichen Umsatz bringen. 
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GR. Katamay wollte zu den Pachtgeschichten noch kurz anmerken, dass sich bei dem Hearing, wo 
damals fünf Bewerber da gewesen seien, zumindest einer als vollkommen unqualifiziert vor Ort 
herausgestellt habe. Ein zweiter habe vermuten lassen, dass er auch nicht geeignet sei und von den 
anderen beiden habe einer gesagt, der in Schwanenstadt vergleichbares führe, dass er aus seiner 
Erfahrung heraus auf keinen Fall mehr zahlen würde, als ein Viertel der von der Marktgemeinde 
geforderten Pacht. Es sei dort wirklich sehr klar geworden, dass diese Pachthöhe einfach nicht zu 
erwirtschaften sei, bei Sommern, wie wir sie hier haben. Man könne nicht einen Gassenverkauf 
innerhalb von drei Monaten so in die Köpfe bringen, dass dies irgendjemand begreife. Solche Mittel 
habe man einfach nicht zur Verfügung. Wenn sich dies in ein paar Jahren einmal herum gesprochen 
habe, könne man von Glück reden. So schnell ginge dies nicht. Die Ansätze seien sehr gut gewesen, 
aber die Pacht sei einfach defakto zu hoch. 
 
GR. Liehmann fügt hinzu, dass, wenn die Bundesforste genau so kulant wären, wie die Gemeinde 
jetzt, dann würde man einige gute Fremdenverkehrsbetriebe rund um den See haben. Dann würden 
eventuell auch mehr Leute vor Ort sein. 
 
EG. Hoyer möchte hinzufügen, dass die Besucherzahlen des Strandbades Seewalchen so zwischen 
20.000 und 30.000 Besuchern im Jahr liegen und er glaube, dass es vernünftig sei, wenn man in 
diesem Vertrag die Aufteilung dieser personenspezifischen Gebühr auch schon auf die Monate mit 
Vorauszahlung mache und dann am Schluss abrechne. Den meistens sei es bei den Leuten so, dass 
entweder in Konkurs gehen oder eben am Schluss nicht mehr zahlen können. 
 
Der Bürgermeister nehme dies gerne als Anregung für den Pachtvertrag für das Jahr 2012, da der 
heurige Vertrag schon aufgesetzt sei. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
mehrheitliche (Stimmenthaltung: Hemetsberger) Annahme fest. 
 
 
 
 
6.  Jugendtaxi 

Verlängerung des Probebetriebs im Jahr 2011 
 
Bgm.Reiter: 
Mit Gemeinderatsbeschluss vom 08.07.2010 wurde einstimmig der Probebetrieb für das Jugendtaxi 
von Mitte Juli bis 31. Dezember 2010 beschlossen. In diesem Zeitraum haben bis dato im 3. VJ 24 
Jugendliche und im 4. VJ 37 Jugendliche die Taxigutscheine in Anspruch genommen. 17 Jugendliche 
haben sich  sowohl im 3. als auch im 4. Quartal Taxigutscheine geholt. Im Budget 2011 sind € 
6.500,00 für den Betrieb des Jugendtaxis vorgesehen. Derzeit sind das Taxiunternehmen Buttinger 
und Marek unsere Vertragspartner. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

dass der Betrieb des Jugendtaxis im Jahr 2011 unter den gleichen Bedingungen wie der 
Probebetrieb weiterlaufen soll.  

 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer sei es ein persönliches Anliegen, dass wirklich jeder in seinem 
Bekanntenkreis dies weitergebe. Man müsse es auch plakatieren, aber es sei hauptsächlich die 
Mundpropaganda. Wenn das Projekt laut den bisherigen Daten nicht sterben solle, müsse man 
wirklich sehen, dass man dies etwas unter die Leute bringe. Er wisse nicht, ob dies wirklich Sinn 
mache, aber man könne auch Flugzettel über die Fraktionen nach aussen tragen.  
 
Der Bürgermeister finde auch das etwas Mundpropaganda nicht Schaden könne. 
 
 
GR. Katamay meint, dass man an den Bushaltestellen plakatieren solle. 
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GV. Haberl möchte anmerken, dass sie in ihrem Bekanntenkreis viele kenne, die nichts davon 
gewusst haben. Es habe dann geheißen, dass es im Marktblatt bzw. auf der Homepage stehe, dies 
lesen aber natürlich diejenigen nicht. Thema sei gewesen, dass man dies auf Facebook stellen könne 
bzw. Medien, die sich Jugendliche in diesem Alter wirklich ansehen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
7.  Apotheke 

Abgabe einer Stellungnahme zum Ansuchen um Erteilung der Konzession zum Betrieb einer neu 
zu errichtenden öffentlichen Apotheke (Mag. pharm. Reinhard Kosch) 

 
Bgm.Reiter: 
Herr Mag.pharm. Reinhard Kosch, wh. in 4852 Weyregg a.A., Wachtbergstr. 11/5, hat um die 
Erteilung der Konzession zum Betrieb einer neu zu errichtenden öffentlichen Apotheke in 4863 
Seewalchen a.A. angesucht.  Die voraussichtliche Betriebsstätte befindet sich in Seewalchen a.A. am 
Grundstück Nr. 1778/2 (Teilstück). Der Standort der geplanten öffentlichen Apotheke umfasst das 
gesamte Gemeindegebiet der Marktgemeinde Seewalchen a.A.  
Aufgrund der Bestimmung des § 49 Abs. 1 Apothekengesetz hat die Bezirksverwaltungsbehörde den 
Gemeinden des Standortes und der in Betracht kommenden Umgebung unter Festsetzung einer Frist 
von längstens vier Wochen Gelegenheit zur Äußerung über die Konzessionsbewerbung zu geben.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

zur vorliegenden Konzessionsbewerbung eine positive Stellungnahme abzugeben. 
 
 
GV. Berger habe dies nicht so gelesen, dass es eine Antragstellung auf Konzession sei, sondern 
dass man ein Grundstück eventuell in Aussicht stelle für eine Umwidmung, damit man gewisse 
Gesetzte umgehen könne. So sei seine Interpretation und er halte nichts davon, wenn das Land 
Oberösterreich, oder wer auch immer dieses Gesetz gemacht habe auf diese Art versuche, Dinge 
aufrecht zu erhalten, die nicht einmal aufrecht zu erhalten seien. Denn ob die Wirtschaftlichkeit der 
Apotheke – ob sie jetzt in Steindorf oder hier im Ort stehe – eine andere sein werde und sich der 500 
Personenkreis, der angesprochen worden sei, ändere, sei für GV. Berger nicht nachvollziehbar. Er 
glaube, dass es vernünftig wäre, wenn man in Seewalchen eine zusätzliche Apotheke habe. Er habe 
deswegen auch vorheriges Jahr bei diesem Antrag mitgestimmt. Er werde aber nicht dabei sein, 
wenn er sich so kratzen müsse, damit irgendwelche Behörden eine Ausrede finden Gesetze, die sie 
selber schaffen, zu umgehen. Hier sei er wirklich nicht dabei und er würde hoffen, dass sich sehr viele 
im Gemeinderat seiner Meinung anschließen. Für eine Apotheke ja, aber nicht unter solchen 
Voraussetzungen. 
 
EG. Hoyer findet es eine Zumutung, dass die Ehegatten Kosch sich überhaupt trauen mit diesem 
Ansuchen an die Gemeinde und an die Oberbehörden heran zu treten, um eine positive 
Stellungnahme zu erwirken, für ein Grundstück, dass im Grünland sei. Das nächste Mal stelle dann 
irgendjemand ein Ansuchen für eine mögliche Konzessionserteilung am Mond. Die Gemeinde und die 
Oberbehörde gebe dann auch eine ausweichende Antwort darauf und sage darauf, dass dies alles 
möglich sei. Er finde es eigentlich überhaupt nicht zulässig, dass man hier verlange für so eine, an 
den Haaren herbeigezogene Sache, eine positive Stellungnahme abzugeben. 
 
GV. Hemetsberger fügt hinzu, dass dies sehr augenscheinlich sei. Nur einen Standort bekannt zu 
geben und den 5500 Einwohnerschlüssel zum Erreichen einer Konzession. Grünland – 
Umwidmungen – Raumordnung – hier brauche er gar nicht reden. Er könne sich noch erinnern, dass 
man die ganzen Jahre Grünland zurück gewidmet habe, wie es in den Ausschüssen immer geheißen 
habe 70 Hektar Baulandüberhang. Nun habe man eine großes Feld des Herrn Lechners und dort 
picke man 1000 Quadratmeter für die Apotheke im Grünland heraus. Die Voraussetzungen, ob dort 
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ein Wasseranschluss – ob die WG Steindorf dies einmal erweitere, welches gewerberechtlich mit 
1000 Quadratmeter und einem Parkplatz usw. dazu – dies sei so augenscheinlich, dass man einfach 
sagen müsse, dass die eine Behörde verlangt vom Konzessionswerber etwas, was fast ein 
Missbrauch sei.  
Er gebe eine Stellungnahme ab, wo man im Vorhinein schon weiß, dass es überhaupt nicht von 
Bedeutung bzw. realistisch sei. Er sei heute zufälligerweise selber auf der BH gewesen und habe mit 
Herrn Reiter und Herrn Dr. Sagerer gesprochen. Er gebe keine Stellungnahme ab, aber es 
verwundert einen schon, dass man heute mit solchen Methoden arbeiten müsse um eine Konzession 
zu erreichen. Dass man ein Amt brauche für die andere Behörde, dass diese dann sage, wenn sie es 
erbringen und es möglich sei, dass der Gemeinderat dieser Sache zustimme, dann könne dies weiter 
verfolgt werde. Er muss sagen, dass er sich für solche Sachen nicht missbrauchen lasse. GV. Berger 
habe seiner Meinung nach sehr richtig geantwortet. Es sei für ihn kein Thema. 
 
GV. Gaisbichler möchte als erstes anmerken, dass es jedem frei stünde, ein Ansuchen zu stellen. 
Gegen diese Aussage, dass man von Bürgern vergewaltigt werde, weil jemand eine Anfrage der 
Widmung stelle, müsse sich GV. Gaisbichler verwehren. Es sei das Recht des Bürgers und hierfür sei 
der Gemeinderat auch da, ob man dann dafür oder dagegen sei, sei eine andere Sache.  
Das zweite sei, dass er natürlich GV. Berger Recht gebe, man kratze schon so auf der anderen Seite, 
aber er frage sich, wie viele nicht in der einen oder anderen geschäftlichen Aktion das Gesetz 
ausloten. Nichts anderes mache Herr Kosch. Herr Kosch habe sich halt einen Rechtsberater 
genommen, der ihm gesagt habe, was seine Möglichkeiten seien und wie er zu einer Konzession 
komme. Er mache ja nichts ungesetzliches. Ob es dem Gemeinderat gefalle oder nicht, sei wieder ein 
anderes Thema. Er nütze halt eine Nische aus, ob dies nun vom Gesetz her richtig oder nicht richtig 
sei, stehe dem Gemeinderat nicht zu. Man könne im eigenen Belangen abschätzen, ob man dieser 
Sache zustimme oder nicht, aber er sehe hier kein Vergehen. 
 
Der Bürgermeister meint, dass es schon kurios sei, dass es in einem EU Mitglied nach wie vor für 
bestimmte Bereiche solche Gebietsschutzagenden gebe. Herr Kosch habe sicher seine 
Berechtigung, aber was für einen Hürdenlauf er hier auf sich nehme, sei Wahnsinn. In jedem anderen 
Bereich könne man ein Geschäft aufmachen, aber in diesem Bereich sei es anscheinend nicht so. 
Hier gebe es gewisse Richtlinien. Dass in diesem Bereich die Familie Kosch versuche ein Schlupfloch 
zu finden, um sich doch selbstständig zu machen, sei ihr gutes Recht. 
 
GR. Kaniak möchte anmerken, dass er, als Apotheker, die Materie in allen Bereichen kenne. 
Zuvor möchte er aber etwas in den Raum stellen, welches hier anscheinend noch auf vollkommende 
Unkenntnis zurück zu führen sei. Der Gesetzgeber habe die Sorge, dass die Arzneimittelversorgung, 
genau so wie die ärztliche Versorgung mit der Konzession eines Arztes oder einer 
Krankenkassenstelle den Sinn hat die Bevölkerung optimal zu versorgen. Dies sei die Intension  des 
Gesetzgebers. Der Gestzgeber habe festgestellt, dass um dies zu erreichen eine gewisse 
Mindestanzahl an Personen notwendig sei um überhaupt das Geschäft führen zu können. Man könne 
nun natürlich in jedem Ortsteil einen Arzt ansiedeln und auch mehrere Apotheken, aber die Frage sei, 
ob der Artz, der Apotheker bzw. der Geschäftsmann in Steindorf überleben könne, oder ob dies nur 
ein Alibi sei, wo eine Behörde einer anderen eine Argumentation gebe, die nicht passe , damit ein 
Verfahren weitergeleitet werde, welches nicht durchgehen werde.  
Die Gemeinde mache sich hier selbst zum Narren. Nicht das Recht von Herrn Kosch werde 
eingeschränkt. Dieser könne überall ansuchen. Er werde auch weiterhin ansuchen zB. in Litzlberg. 
Hier könne er sogar eine Konzession bekommen, aber er werde räumlich beschränkt werden. Herr 
Kosch bekomme nie eine Konzession über ein Gemeindegebiet. Er selbst habe eine Konzession über 
Kammer-Schörfling, nicht über Schörfling. Dieses Spiel werde immer wieder wiederholt und die 
Gemeinde werde instrumentalisiert etwas zu tun, welches nicht rechtmäßig sei, um einer anderen 
Behörde eine Bestätigung zu geben, dass er einen Standort habe. Bekomme er einen Standort, dann 
komme es immer darauf an, wie groß der Standort sei und dann werde er nicht dort bauen, sondern 
werde irgendwo anders hingehen.  
Damit unterlaufe er die Intension des Gesetzgebers und die Schutzzone, denn diese habe er nicht 
bekommen. Es werde ein ablehnender Bescheid ausgestellt werden, damit er wieder ansuchen 
könne, müsse er diesen zurückziehen und wieder neu ansuchen. Dieses Spiel werde nun ein paar 
Mal weitergehen. Er sei vollkommen der Meinung, dass die gute Arzneimittelversorgung der 
Seewalchner Bevölkerung wichtig sei, dafür habe er auch seinen Eid geleistet, sowie alle anderen 
Mitglieder des Gemeinderates auch, aber ob hier das Wohl verbessert werde, wenn die 
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wirtschaftliche Basis geringer werde, sei fraglich. Der Gesetzgeber habe sich schon etwas dabei 
gedacht und gesagt, dass es unmöglich sei unter diesen Voraussetzungen zu lebehn, wie es sie am 
freien Markt gebe. Der freie Markt sei hier nicht die optimale Lösung. Die Sicherheit der Bevölkerung, 
dass sie versorgt werde, sei die erste Pflicht jeder der Mandatare. Er spreche nicht gegen diesen 
Punkt, er könne auch dafür stimmen, aber diese Unlogik auf Personenrechte zu reduzieren, gebe es 
nicht. Man habe eine Gemeinschaft, in welcher jeder in dieser Gemeinschaft verpflichtet sei. Er sei 
auch für eine Apotheke und eine gute Versorgung, aber unter diesen Bedingungen, wo der 
Bürgermeister instrumentalisiert werde, etwas zu bestätigen, was gar nicht Realität sei, nicht. Er frage 
sich, ob dort schon gebaut werde oder ob die Beschlüsse da sein. Man könne nur dann Beschlüsse 
unterstützen, wenn sie durchführbar seien. 
 
GR. Liehmann möchte hinzufügen, dass sein Rechtsempfinden ihm sage, dass man nur 
Empfehlungen über einen Status quo abgeben könne. Status quo bedeute, dass dort neben der 
Autobahn Grünland sei und hierfür eine Empfehlung abzugeben, unglaubbar  sei, außer es gebe dort 
schon Verhandlungen und eine Umwidmung, dann sei es möglich. Aber der Status quo sei seiner 
Meinung nach bindend. 
 
GV. Berger möchte noch zwei kurze Dinge zu seinem Vorredner GV. Gaisbichler anfügen. Er habe in 
keiner Weise den Konzessionswerber angegriffen. Selbstverständlich versuche Herr Kosch 
auszuloten, wie weit er gehen könne und habe sicherlich seine Rechtsberater dazu. GV. Berger 
glaube nur, dass die gesetzliche Möglichkeit, so etwas überhaupt anzudenken, schlecht sei. Der 
Gemeinderat solle sich hier nicht instrumentalisieren lassen, deswegen sei er nicht dabei. 
Eine Sache habe ihn nun bei der Wortmeldung von GR. Kaniak noch irritiert. Normalerweise sei 
GR.Kaniak immer so für die freie Marktwirtschaft, aber bei dem eigenen Gewerbe halte er die freie 
Marktwirtschaft doch nicht für das Richtige. Damit habe GV. Berger schon seine Probleme. 
Er sei für eine zusätzliche Apotheke, aber nicht unter solchen Voraussetzungen und deswegen werde 
er diesem Punkt nicht zustimmen. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer fragt sich, ob man diesen Punkt beschließen könne, ohne dass 
man die Glaubwürdigkeit verliere. Er fragt sich, was man mache, wenn man in fünf Jahren gefragt 
werde, warum man damals mitgestimmt habe. Entweder man könne sagen, dass man wirklich daran 
geglaubt habe, dass dort einmal gebaut werde, oder man müsse sagen, dass man damit eine 
gesetzliche Regelung umgehen wollte. Er fürchte um die Glaubwürdigkeit des Gemeinderates. Er 
würde gerne ein rechtliches Schlupfloch suchen, aber nun ein Gesetz zum umgehen, welches so 
offensichtlich sei, sei etwas problematisch. Er würde zwar Herrn Kosch gerne helfen diesen Bescheid 
zu bekommen und eine gesetzliche Regelung zu unterlaufen, aber dies schaffe er nicht. Daher werde 
er sich bei diesem Punkt enthalten. 
 
GV. Gaisbichler sagt, dass GV. Berger schon einen Teil vorweg genommen habe. Diesen 
Gebietsschutz sehe auch er heutzutage als Anatomismus. Überall gebe es einen freien Wettbewerb 
und der Bessere solle sich durchsetzen. Von ihm aus, solle in jedem Ort ein Arzt sein, man werde 
schon sehen, welcher sich durchsetze. 
Weiters möchte er zur Wortmeldung von Vizebürgermeister Weichselbaumer bezüglich des 
„Könnens“ etwas anmerken. Er denke, dass man diesem Punkt zustimmen könne, da es nicht 
ungesetzlich sei. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer fragt sich aber, ob man ruhigen Gewissen daran glauben könne, 
dass dort gebaut werde. 
 
GV. Gaisbichler erwidert, dass er glaube, dass Herr Kosch die Zustimmung des Gemeinderates 
brauche, damit er seine Konzession bekomme. Herr Kosch frage nur, ob es möglich sei diese 
Konzession zu bekommen, alles andere sei Fiktion. Dies könne GV. Gaisbichler nicht beantworten, 
aber dies sei auch nicht die Fragestellung. 
 
Vizebürgermeister Schachl finde, dass man zur ursprünglichen Frage bzw. dem ursprünglichen 
Antrag zurück kommen solle. Es gehe nicht darum, ob jetzt die Apotheke in Seewalchen notwendig 
sei oder nicht. Man habe darüber schon abgestimmt, dies sei schon erledigt. Es gehe jetzt nur darum, 
ob sich der Gemeinderat vorstellen könne, dass irgendwann einmal dort eine Widmung auf 
Mischgebiet erfolgen könne. Die Voraussetzungen und Rahmenbedingungen sein dort so, dass ein 
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Mischgebietwidmung nicht ausgeschlossen werden könne. Man habe ohnedies Probleme mit 
gewissen Widmungskategorien, aber gerade dort sei keine reine Wohnsiedlung möglich, aufgrund der 
Autobahnnähe, aber ein Mischgebiet sei dort vorstellbar. Darum gehe es ihm. Zu welchem Zeitpunkt 
dies möglich sei, könne niemand sagen. Er glaube auch nicht, dass Herr Kosch für diese Fläche 
einen Umwidmungsplan stellen werde, aber dies sei auch nicht Voraussetzung für diese 
Konzessionserteilung, die vielleicht ohnedies nicht erfolgen werde. 
 
GR. Steinwendner möchte zu seinem besseren Verständnis wissen, ob man hier wirklich nur über 
eine fiktive Sache spreche. Das heiße, wenn Herr Kosch seine Konzession bekomme, könne er 
irgendwann einmal dort bauen, aber er könne sich nun in Seewalchen hinbauen, wo er möchte. GR. 
Steinwendner fragt sich, ob Herr Kosch dann raus gehen müsste, wenn irgendwann einmal der 
Beschluss gefasst werden sollte, dass diese Fläche wirklich Bauland sei. Einige 
Gemeinderatsmitglieder verneinen diese Frage und er antwortet, dass es ihm genau um diese Sache 
ginge. Dies sei eine Umgehung, welcher er nicht zustimmen könne.  
 
Der Bürgermeister möchte grundsätzlich dazu sagen, dass er finde, dass die Antragsstellung relativ 
kurz und einfach gehalten sei. Er möchte sich noch auf den Beschluss aus dem vorherigen Jahr 
beziehen. Man habe sich damals mehrheitlich dafür entschieden demselben Antragsteller zu 
unterstützen und eine positive Stellungnahme abzugeben. Dass es nun mit dieser Standortsituation 
nicht ganz leicht sei, sei allen klar, aber es sei die einzige Chance, dass Herr Kosch im Verfahren 
weiterkomme. Seine persönliche Meinung sei, dass es für die Familie Kosch ohnedies schwierig 
genug werde, sich bei allen möglichen Einsprüchen der Behörden, durchzusetzen. Er würde dies 
unterstützen und eine positive Stellungnahme abgeben. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 14 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
      

Gegen den Antrag 13 Stimmen SPÖ-Fraktion: 8 
Berger K., Mohr, Berger U., Kasper, 
Stockinger, Steinwendner, Schuster, 
Distler 

   FPÖ-Fraktion: 5  
 
Stimmenthaltungen 4 Stimmen SPÖ-Fraktion: 2 Weichselbaumer, Kritzinger 
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
 
 
 
 
 
8.  Verein zur Förderung der Infrastruktur der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee und 

Co. KG 
a)  Budget 2011 
b)  Mittelfristige Finanzplanung   

 
Bgm. Reiter: 
Aufgrund gesetzlicher Bestimmungen ist von der Geschäftsführung der KG das Budget und die 
mittelfristige Finanzplanung an die Kommanditistin (Gemeinde) vorzulegen und genehmigen zu 
lassen.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

das Budget für das Jahr 2011 sowie die mittelfristige Finanzplanung für die Jahre 2011 – 
2014 Vereines zur Förderung der Infrastruktur der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 
& Co KG zu genehmigen. 
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Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 16 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Gegen den Antrag 5 Stimmen FPÖ-Fraktion: 5  
 
Stimmenthaltungen 10 Stimmen SPÖ-Fraktion: 10  
 
 
 
 
 
9.  Bioabfall 

Abschließen eines Entsorgungsvertrages für biogene Abfälle mit der AVE für das 1. Quartal 2011 
 
UA-Obm. Liehmann: 
Im Jahr 2010 wird der Biomüll durch die AVE entsorgt. Der Entsorgungsvertrag wurde zu Beginn des 
Jahres auf ein Jahr, auf das Jahr 2010 beschränkt, abgeschlossen. 
Um für die Zeit zwischen 1. Jänner 2011 und dem voraussichtlichen Zeitpunkt der Umsetzung der 
neuen Abfallordnung, dem 1. April 2011, die Entleerung der Biotonnen durchführen zu können ist es 
notwendig einen Vertrag über die Biotonnenentleerung  abzuschließen. 
Dieser soll mit der AVE abgeschlossen werden. Der Vertragsentwurf sieht dieselben Konditionen, die 
auch für das laufende Jahr gelten, vor. Der Preis für die Entleerung der Tonne im Jahr 2011 ist der 
Gleiche wie der für das laufende Jahr. Die Zusammenarbeit zwischen AVE und Verwaltung war 
bisher ohne Probleme.   
 
Umweltausschuss-Obmann Liehmann stellt den Antrag, 

mit der AVE für das 1. Quartal 2011 einen Vertrag über die Entsorgung des Biomülls 
abzuschließen. 

 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Liehmann gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine mehrheitliche (Stimmenthaltung: Wechselauer) Annahme fest. 
 
 
 
 
 
10. Solarförderung 

Änderung der Förderrichtlinien für die Solarförderung der Gemeinde  
 
UA-Obm. Liehmann: 
Mit Beschluss vom 25. Juni 1992 hat aufgrund einer Empfehlung des Umweltausschusses der 
Gemeinderat der Marktgemeinde Seewalchen die Einführung einer Förderung für Solaranlagen 
beschlossen. Im Wesentlichen wurde damals auf die „klassischen“ Solaranlagen für die 
Warmwasserbereitung und ggf. Heizungsunterstützung (Sonnenkollektoren) abgestellt.  In den 
Richtlinien für die Förderabwicklung wurde als Voraussetzung für die Gewährung der 
Gemeindeförderung der Erhalt einer Förderung des LANDES festgeschrieben. 
 
Nunmehr werden jedoch private Solaranlagen nicht nur zur Warmwasserbereitung, sondern 
zunehmend auch für die Stromerzeugung (Photovoltaik-Anlagen) installiert. Und seit einiger Zeit gibt 
es diesbezüglich eine maßgebliche Änderung der Förderlandschaft. U.a. hat sich das Land 
Oberösterreich aus der Förderung für Photovoltaik-Anlagen zurückgezogen, vermutlich deshalb, weil 
diese Solaren Energieanlagen nunmehr vom Bund gefördert werden. 
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Da aber in unseren Förderrichtlinien nur auf den Erhalt einer Landesförderung abgestellt ist, darf bei 
genauer Auslegung der Richtlinien die Kommunale Förderung nicht gewährt werden. Seitens der 
Finanzabteilung wird daher vorgeschlagen, die Förderrichtlinien dementsprechend zu adaptieren. 
 
An Förderungen wurden für das Jahr 2008 € 5.024,--, 2009 € 9.063,-- und 2010 bislang € 5.298,-- 
gewährt. Ansuchen um Förderung einer Photovoltaik-Anlage sind bisher 2 eingegangen. 
 
 
Umweltausschuss-Obmann Liehmann stellt den Antrag, 

die bestehenden Förderrichtlinien für Solare Energieanlagen folgendermaßen zu ändern: 
Der Förderungswerber hat den Erhalt eines diesbezüglichen Förderungsbeitrags vom Land 
O.Ö. oder vom Bund nachzuweisen 
Das Ausmaß der Gemeindeförderung wird mit 20% des vom Land O.Ö, oder vom Bund 
erhaltenen Förderungsbetrages bestimmt, höchstens jedoch € 365.- 

 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte anmerken, dass man eine Möglichkeit habe, die nicht 
erwähnt worden sei. Diese Möglichkeit sei, dass man mit diesem Punkt einfach nichts mache. Er 
möchte gerne erklären wieso. Er halte von der Solarförderung sehr viel, von der Photovoltaik-Anlage 
halte er sachlich nicht besonders viel, weil sie aus seiner Sicht den CO2 Haushalt nicht fördere, 
sondern eher schädlich sei, die Produktion viel zu teuer sei und diese nicht effizient sei und weil 
wirklich sinnvolle Heizanlagen (Erdwärme, Umweltpumpen, Pellets) nicht gefördert werden. Das 
heiße, es werde etwas gefördert, was aus seiner Sicht sowieso keinen Sinn mache. Das Land putze 
sich ab. Das Land sage, dass man nicht mehr fördere. In den Richtlinien stehe, was das Land 
fördere, fördern die Gemeinde mit. Man brauche also alles nur so stehen lassen und hätten damit 
gewonnen. Man habe sowieso kein Geld, dass höre man ständig. 
Entweder man mache es gleich gescheit, dass man alles fördere, was Sinn ergebe, oder man lasse 
den Text so stehen, dass alles was das Land fördere, die Gemeinde mitfördere. Das Land fördere 
nichts mehr, also fördere die Gemeinde auch nichts mehr. Dies sei sein Standpunkt zu diesem 
Thema. Er sehe nicht ein, dass das Land beschließe nicht mehr zu fördern, aber die Gemeinde 
Sachen fördern solle, von denen man selber nicht einmal überzeugt sei. 
 
GR. Wechselauer könne sich den Äußerungen von Vizebürgermeister Weichselbaumer anschließen. 
Er glaube auch, dass die Förderungen von Solaranlagen nicht „das gelbe vom Ei“ seien. Er denke, 
dass eine Solaranlage an exponierten Stellen wirklich sinnvoll sei. Wenn man mit 
Kraftwerksbetreibern spreche, halten sich alle die Hände vor das Gesicht, da die Solarenergie die 
Transportkosten der Energie und die Bereitstellungskosten enorm erhöhe, sodass der Solarstrom 
letztendlich teurer komme. Hier zu fördern, finde er den falschen Ansatzpunkt. Man wolle mit den 
Förderungen gewisse Richtlinien setzen und gewisse Tendenzen fördern. Weiters sei der Fördertopf 
des Staates gedeckelt und er sehe nicht ein, dass die ersten 20, die schnell genug seien, eine 
Förderung bekommen und die nächsten einfach durchfallen. Daher sei er gegen diese Änderung und 
wenn man nichts mache, dann falle diese Förderung ohnedies einfach weg. Er sei für das Fördern 
von alternativen Energien, aber er sei nicht dafür, dass man Solarenergie fördere. 
 
GR. Mayrhofer Harald sei auch nicht der Freund von Photovoltaik-Anlagen, da damit eigentlich Strom 
erzeugt werde, um ihn wo einzuspeisen und wieder etwas zu lukrieren. Das heiße, es werde zuerst 
schon einmal gefördert und danach lukriere man wieder einen Betrag. Er sei auch etwas verwundert, 
da man dies im Umweltausschuss noch einmal diskutieren wollte. 
Deshalb stelle er den Antrag auf Vertagung, damit dies nochmals im Umweltausschuss 
diskutiert werden könne. 
Man habe im Umweltausschuss deshalb keine Entscheidung getroffen, da es nicht möglich gewesen 
sei zu eruieren, wie viel man bisher an Förderungen ausgegeben habe. Man sei dann seiner Meinung 
nach so verblieben, dass man dies nochmals berate. 
 
GV. Berger möchte gerne als Pro-Redner etwas zu diesem Antrag sagen. Dies sei ein Punkt 
gewesen, der in der letzten Frakionssitzung der SPÖ auch sehr ausführlich diskutiert worden sei. 
Weiters sei man sich, wie eben schon von GR. Mayrhofer betont, auch im Umweltausschuss nicht 
wirklich einig geworden. Deswegen sei es durchaus sinnvoll und notwendig diese Dinge 
entsprechend in einem Ausschuss vorzuberaten und erst dann den Gemeinderat damit zu befassen. 
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Vielleicht komme man im Umweltaussschuss zu einer gemeinsamen Lösung, die für alle vorstellbar 
sei. Er glaube, dass es wirklich notwendig sei die Punkte bezüglich Förderung oder Alternativen 
ausführlich zu diskutieren und deswegen ersuche er um Unterstützung des Antrages von GR. 
Mayrhofer. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GR. Mayrhofer H. gestellten Antrag auf Vertagung durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
11. Abfallordnung 

Erlassen einer neuen Abfallordnung  
 
UA-Obm. Liehmann: 
Auf Grund des Oö. Abfallwirtschaftsgesetztes 2009 ergibt sich die Notwendigkeit eine neue 
Abfallordnung zu erlassen.  
Im Oö. Abfallwirtschaftsgesetztes 2009 ergeben sich gegenüber dem bisher geltenden Oö. 
Abfallwirtschaftsgesetztes 2006 einige signifikante Änderungen. In der Abfallordnung muss die 
Gemeinde nunmehr der Bereich in dem die Pflicht besteht Kompostabfälle durch die Gemeinde 
entsorgen zu lassen, bestimmt werden.  
In der vorangegangenen Sitzung des Umweltausschusses wurde bestimmt, dass künftig im gesamten 
Gemeindebiet die „Biotonnenpflicht“ eingeführt wird. Diese Regelung soll auch für   
Eigentümer von „Zweitwohnsitzen“ gelten. Für die Biotonnenabfuhr sollen nur noch Behälter mit 
einem Fassungsvermögen von 120 bzw. 240 Litern zum Einsatz gelangen. Die 23 Liter Behälter 
sollen nicht mehr entleert werden. Der in der Sitzung des Umweltausschusses aufgelegene Entwurf 
der Abfallordnung wurde den Wünschen der Ausschussmitglieder angepasst. Die Vorprüfung durch 
das Land erfolgte, die Anregungen wurden berücksichtigt. 
 
Umweltausschuss-Obmann Liehmann stellt den Antrag, 

die im Entwurf vorliegende Abfallordnung zu beschließen. 
 
GR. Liehmann möchte zu diesem Punkt noch etwas sagen. Es habe sich leider hier preislich eine 
kleine Sache getan. Er habe an diesem Tag von Herrn Mohr Bescheid bekommen, dass die 
Mehrwertsteuer offensichtlich nicht eingerechnet worden sei. Soweit GR. Liehmann informiert sei, 
seien im Umweltausschuss die Gebühren Vorbedingung gewesen, damit überhaupt eine 
Entscheidung getroffen werden könne. Deshalb wurde im Umweltausschuss empfohlen diesen Punkt 
inkl. der Gebühren auf die Tagesordnung zu setzen. 
 
Der Amtsleiter stellt fest, dass Herr Mohr bei einem Teil der Tarife die Mehrwertsteuer vergessen 
habe. Herrn Binder von der Finanzabteilung sei dies aufgefallen und Herr Mohr habe dies am Tag der 
Sitzung noch berichtigt.  
 
GR. Liehman fügt hinzu, dass die Tonne nun € 4,68 koste und er möchte noch eine Zusatzinformation 
dazu geben. Es sei auch im Umweltausschuss darüber beraten worden, dass man grundsätzlich die 
Biotonne nur mit Waschen anbieten solle. Hier gebe es leider einen Punkt, der nicht ganz so positiv 
sei, denn was sei im Winter wenn es friere, dann würde die Biotonne aneisen, wobei er glaube, dass 
dies das kleinere Übel sei gegenüber dem jetzigen Zustand sei.  
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer habe gehört, dass man hier Grünschnitt hinein geben dürfe. Er 
möchte gerne wissen, ob dies richtig sei, da dies in anderen Gemeinden nicht erlaubt sei. Wenn dies 
wirklich erlaubt sei, frage er sich, ob man dann nicht gleichzeitig die Grünschnittsammelinsel auf 
kostenpflichtig umstellen könnte, da diese dann nicht mehr so wirklich gebraucht werde für die 
Haushaltsmenge. 
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Der Bürgermeister antwortet, dass es grundsätzlich möglich sei, den Grünschnitt in die Biotonne zu 
geben. Er aber deiner Meinung sei, dass man in der Regel ohne die Eigenkompostierung des 
Grasschnittes oder die Abgabemöglichkeit nicht auskommen werde. 
 
GR. Huber Franz halte es grundsätzlich für okay, dass der Biomüll gesammelt werde, da ein 
ordentliches kompostieren so eigentlich kaum möglich sei. Die Sorge, die er dabei habe, sei einmal 
die 120 Liter Tonne, die man sicherlich nach Tonnage bezahlen müsse. Wenn man nun eine 120 Liter 
Tonne habe und diese mit Grünschnitt fülle, fördere man hier möglichst hohe Abgabemengen und 
Kosten. Der zweite Punkt sei, dass in verdichteten Wohngebieten diese großen 120 Liter Tonnen 
stünden, wisse er nicht wie weit die überall untergebracht werden. Es störe ihn, dass man wirklich 
120 Liter Tonnen benötige, da man mit den 25 Litern bei warmer Jahreszeit -wöchentlicher Abfuhr 
und bei kalter Jahreszeit – zweiwöchentlicher Abfuhr sicher auskomme. Seiner Meinung nach sollte 
schon genau überlegt werden, ob man die 120 Liter Tonnen unbedingt haben müsse. 
 
GR. Liehmann möchte auf die Wortmeldung von GR. Huber direkt antworten. Soweit er dies im 
Abfallwirtschaftsgesetz gelesen habe, sei dies ein arbeitsrechtlicher Faktor, denn die Tonnen seien 
genormt und die Tonnen brauchen praktisch nicht gehoben werden. Es gebe übrigends auch Geräte, 
die nur genormte Tonnen ausspritzen können, mit entsprechenden Fahrzeugen. Dies sei natürlich mit 
irgendwelchen anderen Tonnen, die nicht dieser Norm entsprechen, praktisch nicht möglich. Aus 
diesem Grund seien sie tatsächlich nach dem Wirtschaftsgesetz gar nicht mehr vorgesehen. 
 
GR. Katamay fügt hinzu, dass die Fraktion der Grünen dies in ihrer Fraktionssitzung auch ausführlich 
diskutiert haben. Die Grünen seien naturgemäß natürlich nicht gegen die Biotonne als solche, aber 
ganz strikt gegen diese Zwangsverpflichtung, dann speziell noch zu diesem „Riesenteil“, welches 
ihrer Meinung nach so viel mehr Aufwand verursache. Sie seien gegen ein zwanghaftes Befüllen 
müssen, denn man möchte dann auch nicht, dass hier nur den Boden bedeckt werde. Also es 
entstehe eigentlich mehr als es sollte. Dies sei aus der Sicht der Grünen kontraproduktiv. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer erzählt, dass die Mülltonnengebühr seitdem er hier Zuhörer sei 
schon mind. zwei Mal erhöht worden sei, mit der Begründung der Grünschnittsammlungsverteuerung. 
Er frage sich, ob man davon ausgehen könne, dass nach der Einführung der Biotonne diese 
Müllgebühr wieder günstiger werde. 
 
Der Amtsleiter antwortet, dass der vorliegende Entwurf der Abfallordnung eine Verpflichtung enthalte, 
dass jedes Haus in Seewalchen eine Biotonne haben müsse. Aus arbeitsrechtlich Gründen darf die 
90-Liter und die 120-Liter Restmülltonne nicht meher verwendet werden.  
Wenn diese Abfallordnung heute beschlossen werde, dann müsse sich der Gemeinderat nach 
entsprechender Vorberatung mit den Gebühren auseinnander setzen. Es gebe eine Empfehlung des 
Landes, diese Gebühren in die Grundgebühr einzurechnen. Er kenne derzeit aber keine Gemeinde, 
die die Abfallgebühr in die Grundgebühr hinein rechne. Alle Personen, die jetzt keine Biotonne haben, 
müssten sich ab kommenden Jahr eine Biotonne anschaffen, die jährlichen Kosten würden ca. € 
180,-- betragen.  
 
GR. Liehmann möchte dazu anmerken, dass man im Umweltausschuss eindeutig festgestellt habe, 
dass man die Biotonne nicht dringend per Gesetz haben müsse, wenn jemand vorschriftsmäßig 
kompostiert. Die Gebühr müsse er zahlen. Diese Gebühr werde auf alle Gemeindebürger fallen, ob 
der Bürger nun eine Biotonne aufstelle oder nicht. Der Bürger müsse auf alle Fälle mitzahlen. Es 
werde für Biotonnenbesitzer um einiges günstiger werden, für andere koste es um einiges mehr – von 
der Anschaffung bis zur Entleerung. 
 
Manfred Binder fügt hinzu, dass wenn die Biotonne eingeführt werde, Kosten entstehen werden. Man 
werde sich für die Kalkulation mit den Kosten so genau wie möglich beschäftigen. Faktum sei, dass 
wenn man eine Restmülltonne habe, man auch eine Biomülltonne haben müsse und ob man die 
Kosten dann direkt verrechne oder in die Grundgebühr hinein rechne, sei geschmackssache. Auf 
jeden Fall enstehen für den Bürger Kosten, die aus seiner derzeitigen Sicht nicht gering seien. 
 
GR. Wechselauer möchte hinzufügen, dass er auch der Meinung von GR. Katamay sei und keinen 
Grund für eine Einführung der 120 Liter Tonne bei wöchentlicher Abholung sehe. Er könne sich auch 
nicht vorstellen, dass er in einem zwei Familien Haushalt diese wöchentlich mit so vielen 
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Speiseresten füllen könne. Es könne nur dazu verleiten, dass man andere Dinge hinein gebe, die 
man normalerweise nicht hinein geben müsste, wenn sie kleiner sei. Dies sei für ihn der falsche Weg. 
Der zweite Weg, wie sein Vorredner GR. Liehmann gesagt habe, dass man die Tonne nicht 
aufstellen, aber dafür zahlen müsse, den finde er schon etwas krotesk. Er habe auch im Land 
gelesen, dass Bürger die ordentlich kompostieren und ihre homogenen Abfälle ordentlich entsorgen,  
die Verpflichtung nicht haben. Er sehe nicht ein, dass man dies den Bürgern einfach aufdrücke. Man 
könne nicht einfach sagen, dass man dies so mache und stelle 120 Liter hin, egal ob es schön sei 
oder nicht, oder ob man es anfülle oder nicht, zahlen müsse man sowieso. Man sei hier mit der 
Abfallordnung päbstlicher als der Pabst. Natürlich müsse man schauen, dass der Bioabfall nicht im 
Restmüll lande, aber er stimme nicht dafür einfach zu sagen, dass nun jeder per Verordnung eine 
Biotonne haben müsse oder dafür zahlen müsse.  
 
Der Amtsleiter möchte gerne einen Schritt zurück gehen. Im Herbst 2009 sei die Novelle zum 
Abfallwirtschaftsgesetz 2002 erlassen worden. Einen Bereich der Auswirkungen betreffe die 
Biomüllentsorgung. Man hab Ende der 90iger Jahre per Gesetz die Biomülltonne einführen müssen. 
Damals habe sich der Bürger zwischen der Eigenkompostierung oder der Biomülltonne entscheiden 
müssen. Viele Bürger haben sich für die Eigenkompostierung entschieden. Man habe zurzeit ca. 180 
Biomülltonnen. 120 mit 23 Liter und 60 mit 120 Liter, alle anderen Bürger kompostieren. In der Praxis 
habe dies nun so ausgesehen, dass der Komposthaufen nahe an die Grundgrenze zum Nachbarn 
gestellt worden sei und in vielen Fällen leider nicht optimal kompostiert worden sei. Es sei faulig 
geworden, der Gestank sei zum Nachbar hinüber gegangen und es gab Rattenplagen. 
Im Ausschussbericht von GR. Liehmann wurde nun gesagt, dass in dichtbesiedelten Gebieten die 
Gemeinde die Möglichkeit habe, eine Biotonnenpflicht einzuführen, damit keine Geruchsbelästigung, 
Rattenplage usw. mehr entstehe. Im Gesetzestext stehe nichts davon, für die gesamte Gemeinde 
eine Verpflichtung zu machen, sondern nur für dichtbesiedelte Gebiete. Man könne nun sagen, dass 
man es zum Beispiel für die Rosenau mache, da es ein dichtbesiedeltes Gebiet sei und man das 
Problem der Rattenplage kenne. 
Seine persönliche Befürchtung sei nur, wenn man nun wirklich die 120-Liter-Tonne einführe, dass 
einige Bürger jenen Teil, der in der Restmülltonne nicht mehr Platz habe, in die Biotonne geben. Das 
Gefährliche bei der Biomüllerverwertung durch die Kompostierer sei die Unreinheit des Materials. 
Dies sei die Intention des Antrages gewesen, die zur Erlassung dieser Novelle geführt habe. Es liege 
jetzt im freien Ermessen der Gemeinde, ob es eine Biotonnenpflicht für dicht besiedelte Gebiete 
geben solle oder nicht. Alle anderen, in nicht dichtbesiedelten Ortsteilen, stünde es frei eine Biotonne 
bei der Gemeinde zu beantragen, welche auch abgeholt werde.  
Die gebührenrechtliche Komponente könne man heute nicht beantworten. Die Auswirkungen seien 
sehr massiv, dies möchte er offen und erhlich sagen. Wie diese dann aufgteilt werden, in 
Grundgebühr, nach dem Verursacherprinzip usw., sei noch zu klären.  Es sei für ihn etwas 
verwunderlich, dass man nur die Frage der Biotonnenpflicht ohne die Gebührenfrage behandle.  
Wenn die Biotonnenpflicht für das gesamte Gemeindegebiet komme, werde man ca. 1600 
Biomülltonnen bestellen und die Bürger verpflichten, diese einzuführen. Die Gebührenfrage werde der 
Arbeitskreis Finanzen vorbereiten und dann dem Gemeinderat vorlegen. 
 
GR. Distler seien zwei Sachen etwas unklar. Er möchte wissen, ob er nun richtig verstanden habe, 
dass pro Gebäude eine Tonne gerechnet werde und nicht pro Haushalt. Das heiße, dass ein 
Gebäude, wo zum Beispiel eine ältere Dame lebe, genau so eine 120 Liter Tonne bekomme, wie ein 
Gebäude, wo mehrere Parteien wohnen. 
 
Der Amtsleiter könne diese Frage auch nicht genau beantworten. Hierfür müsse er nochmals mit 
Herrn Mohr aus der Umweltabteilung sprechen. Aber wie er dies verstanden habe, gelte die Regel 
eine Tonne pro Gebäude, ob die LAWOG nun als eine Gebäude zähle, wisse er nun auch nicht 
genau. 
 
Der Bürgermeister fügt hinzu, dass es in der Abfallordnung eine Bestimmung gebe, dass für 
Mehrparteienwohnhäuser pro Einwohner gewisse Liter vorzusehen seien. Grundsätzlich stimme man 
in der Abfallordnung auch beim Restmüll auf das Objekt ab. Aber ein Objekt sei grundsätzlich einmal 
ein Einfamilienhaus. Ein Objekt mit LAWOG Wohngröße sei natürlich kein Einfamilienhaus. Daher sei 
es auch in der Abfallordnung so vorgesehen, dass es für die Einwohner dieses Objektes Kubaturen 
gebe. Das heiße, es könne durchaus sein, dass ein Objekt, wenn zum Beispiel zehn Personen darin 
wohnen, zwei Biotonnen verpflichtend seien, weil man mit einer nicht mehr auskomme. 
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GR. Distler sei weiters nicht klar, wer die Eigenkompostierung kontrolliere, denn es sei vermerkt, dass 
die Eigenkompostierung gemacht werden könne, wenn sie ordnungsgemäß gemacht werde. 
 
GR. Liehmann antwortet, dass in der Abfallordnung stehe, dass eine Eigenkompostierung dann als 
ordnungsgemäß gelte, wenn dabei die Ziele und Grundsätze des oberösterreichischen 
Abfallwirtschaftsgesetzes eingehalten werden. Insbesondere keine schädlichen Einwirkungen auf 
Böden und Gewässer bewirkt werden. Keine unzumutbare Belästigungen für Nachbarn bestehen und 
ausschließlich eigene biogene Abfälle pflanzlicher Herkunft eingesetzt werden. Diese pflanzliche 
Herkunft sei natürlich nicht definiert, darum könne man Gras- und Grünschnitt zum Teil hinein geben. 
Biotonnenabfälle seien im Abholbereich für die Sammlung bereit zu halten Diese Verpflichtung 
entfalle, wenn die Biotonnenabfälle einer ordnungsgemäßen Eigenkompostierung zugeführt werden. 
Für die Lagerung der Biotonnenabfälle und haushaltsähnliche Gewerbeabfälle – er finde es 
erstaunlich, dass dies in einem Zug genannt werde – seien ausreichend große, flüssigkeitsdichte, 
schließbare und wiederstandsfähige Abfallbehälter zu verwenden. Für Biotonnenabfälle seien 
jedenfalls eigene Abfallbehälter zu verwenden und zwar die genormten. Kunststoffsäcke 20 Liter, 
Kunststofftonnen 90 Liter, Kunststofftonnen 120 Liter, Kunststofftonnen 240 Liter. Die Abfallbehälter 
nach den EU-Normen werden für Haushaltsabfälle, Biotonnenabfälle von Gemeinden beschaffen und 
an die Liegenschaftseigentümer verkauft. 
Dies habe natürlich nichts mit den Gebühren zu tun. Er möchte hier klar sagen, dass er vom 
Ausschuss beauftragt worden sei, dies sachlich in den Gemeinderat zu bringen, weil es gleichzeitig 
mit der Gebührenordnung besprochen werden sollte. 
 
GV. Berger möchte anmerken, dass die Meinungen zu diesem Punkt anscheinend im Gemeinderat, 
genau so wie in der Fraktionssitzung der SPÖ auseinander gehen. Es sei auch im Umweltausschuss 
so gewesen. Man hab sich dann im Endeffekt in der letzten Sitzung aus Zeitgründen nötigen lassen, 
weil man gesagt bekommen habe, dass es unbedingt noch dieses Jahr sein müsse. Wenn er nun 
sehe, dass sich hier eigentlich niemand wirklich sicher sei über was er hier abstimme, sei das richtige, 
unabhängig davon ob man eine Frist einhalte oder nicht, dass man diesen Punkt an den 
Umweltausschuss zurückgebe. Damit man ihn mit Gebühren hinterlege, um wirklich zu wissen, was 
man mache bzw. was auf die Gemeinde zukomme. 
 
Daher stelle er den Antrag auf Vertagung. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GV. Berger K. gestellten Antrag auf Vertagung durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
12. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung Nr. 52 – Beschlussfassung 
     Endgültige Beschlussfassung (Grundsatzbeschluss vom 11.12.2008 bzw. 12.11.2009) 

Umwidmung der Grundstücke Nr. 135/1, 148, 149/1, 135/3 und des südlichen Teiles des    
Grundstückes Nr. 135/2, alle KG. Litzlberg von derzeit „Gz 2-Baulandpotenzial“ in Bauland 
„Wohngebiet“. Des weiteren werden im Zuge der Umwidmung Teile der Grundstücke Nr. 170/6 
und 170/13, beide KG. Litzlberg als Verkehrsfläche ausgewiesen. (Rosa  Loidl, Kemating 2) 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 11.12.2008 bzw. 12.11.2009 jeweils den 
Grundsatzbeschluss zur Änderung Nr. 52 des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes Nr. 04/2004 
gefasst. 
Gemäß § 33 Abs. 4 Oö. ROG 1994 idgF. wurden die von der beabsichtigten Planänderung 
Betroffenen mit Schreiben vom 11.12.2009 bzw. 25.03.2010 verständigt und die Möglichkeit zur 
Abgabe einer Stellungnahme innerhalb von 4 Wochen nach Erhalt der Verständigung eingeräumt. 
   
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Naturschutz wurde mit Schreiben vom 11.03.2009 die 
geplante Änderung auf Grund der Übereinstimmung mit dem ÖEK zur Kenntnis genommen. Seitens 
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der Direktion Straßenbau und verkehr wurde mit Schreiben vom 28.07.2009 mitgeteilt, dass bei 
Einhaltung der festgeschriebenen Bedingungen keine Einwände gegen die geplante 
Flächenwidmungsplanänderung bestehen. Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Umweltschutz 
wurde mit Schreiben vom 24.03.2009 die geplante Änderung in der vorliegenden Form aus 
schalltechnischer Sicht abgelehnt.  
 
Mit Eingabe vom 25.01.2010 spricht sich Herr Constantin Wizemann gegen die Einbeziehung seines 
Grundstückes für die geplante Aufschließung aus. 
 
Mit Eingabe vom 07.01.2010 teilt Frau Gertraude Schnötzinger mit, dass die geplante Aufschließung 
aus verkehrs- und entsorgungstechnischer Sicht die zweckmäßigere Lösung darstellt, jedoch die 
geplante Aufschließung für sie derzeit nicht dringend notwendig sei (AV vom 17.12.2009). 
 
Mit Eingabe vom 02.01.2010 wird die geplante Änderung von Frau Elfriede Kallinger-Prskawetz 
vollinhaltlich abgelehnt. Bei einem Gespräch am Gemeindeamt mit Herrn Arch. Klaus Leitner, Linz 
(Vertreter der Frau Elfriede Kallinger-Prskawetz) wurden neue Aufschließungsvarianten (unter 
anderem die Variante A vom 01.02.2010) besprochen und die Mitfinanzierung der neuen 
Aufschließungsstraße durch Frau Elfriede Kallinger-Prskawetz angesprochen.  
 
Mit Schreiben vom 14.04.2010 sprechen sich Herr Constantin Wizemann, Herr Curt Wizemann und 
Frau Christiane Schartner-Wizemann gegen das aktuelle Verkehrskonzept aus, da dieses eine 
deutliche Abwertung ihres Grundstückes zu Folge haben würde. 
 
Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 52 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 entsprechend dem Plan des Arch. Dipl. Ing. Erich 
Deinhammer, Eferding vom 08.01.2009 (korr. am 21.10.2010) samt dem Gestaltungs- und 
Verkehrskonzept „Loidl – MGEM.Seewalchen“ vom 21.10.2010 zu beschließen.  
Dem Einsrpuch der Herr Constantin Wizemann, Herr Curt Wizemann und Frau Christiane 
Schartner-Wizemann vom 14.04.2010 wird keine Folge geleistet, da das nunmehrige 
Gestaltungs- und Verkehrskonzept vom 21.10.2010 auch für die Aufschließung ihres 
Grundstückes notwendig ist. 

 
 
GR. Kaniak hat den Sitzungsraum verlassen und nimmt nicht an der Beratung und Abstimmung teil.  
 
GR. Loidl R. nimmt ihre Befangenheit wahr und nimmt nicht an der Abstimmung teil.  
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
13. Straßenbauprogramm 2011 
      
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Auf Grund der Straßenbefahrung des BAS am 19.6.2009 wurde eine Reihung bezüglich Dringlichkeit 
der Straßenbauvorhaben erstellt. Für die ersten 10 der gegenständlichen Liste wurden 
Kostenschätzungen erstellt.  In der Bauausschusssitzung am 30.11.2009 wurde die Sanierung der 
Wagnerstraße für das Jahr 2011 bereits einstimmig beschlossen. 
Betreffend der Finanzierung der Zufahrt Holzindustrie ist mit den Vertretern der Holzindustrie Lenzing 
noch entsprechendes Gespräche zu führen. Des Weiteren sind mit der Firma Legat Gespräche 
bezüglich einer Kostenbeteiligung (Ableitung Oberflächenwässer von Parkplatz auf öffentl. Straße) zu 
führen. Ebenso über die Finanzierung der Sanierung der Brücke in Kemating mit Herrn Wolfgang 
Sturm. Im Bezug auf die Sanierung der Zufahrt Kemating (Sturm) ist vor Baubeginn (Bauernhaus) ein 
Straßenprovisorium herzustellen. 
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Aufgrund des Voranschlages stehen im Jahr 2011 für den Straßenbau € 170.000  zur Verfügung (incl. 
Bauleitung und Vermessung). 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses im Jahr 2011 folgende 
Maßnahmen ins Straßenbauprogramm 2011 aufzunehmen und umzusetzen: 

-  Wagnerstraße – Litzlberg                       Kostenschätzung (Nov. 2009)    €   61.220,79 
-  Sanierung Kemating (Sturm)                  Kostenschätzung (Nov. 2010 

Sanierung Brücke)                                     €      3.498,94 
-  Langauweg bis Einfahrt Amselweg        Kostenschätzung (Nov. 2009)   €    76.205,70 
-  Zufahrt Holzindustrie                               Kostenschätzung (Juni 2010)    €    38.296,50 

                                                                   Kostenschätzung Nov. 2010 
                                                                   Ergänzung Sickermulden)         €     10.677,60 

                                 Summe                     €    189.899,53 
 
GR. Kaniak hat den Sitzungsraum verlassen und nimmt nicht an der Beratung und Abstimmung teil.  
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer kenne die Gegend sehr gut. Er sei auch bei den Anrainern 
gewesen und hab sich die Situation vor Ort angesehen. Der erste Plan hätte eine andere Ausführung 
vorgesehen. Deswegen wären alle Anrainer sehr glücklich darüber, wenn es hierfür einen 
Kompromiss geben würden, dass auf der andere Seite die Brücke saniert werde. Seine Frage sei, ob 
diese auch saniert werde, wenn der Tausch nicht finanziert werden würde, denn er glaube, dass hier 
noch ein Grundstückstausch erfolgen müsste, um dort überhaupt zu bauen. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass wenn die Grundzusammenlegung nicht klappen sollte, das Projekt 
hinfällig sei und man dann die Brücke auch nicht sanieren brauche. 
 
EG. Hoyer sei der Auffassung gewesen, dass die Verhandlungen mit der Holzindustrie Lenzing 
bereits geführt worden wären und bereits ein Ergebnis heraus gekommen sei. 
Weiters möchte er hinzufügen, dass bezüglich Kraims nicht die Wasserrechtsbehörde zuständig sei, 
sondern die Gemeinde. Wenn sie dort beabsichtigt etwas zu bauen, müsse ein Projekt ausgearbeitet 
werden und der Wasserrechtsbehörde zur Bewilligung vorgelegt werden. 
Betreffend Legat möchte er noch anschließen, dass man überall überprüfen sollte, dass 
Niederschlagswässer der Grundstücke nicht auf die öffentliche Straße heraus geleitet werden dürfen. 
Dies sei ein ganz wesentlicher Punkt, denn an solchen Stellen enstehen für die Gemeinde 
unheimliche Kosten und ein unheimlicher Aufwand der Erhaltung von Versickerungsmulden. Noch 
dazu komme, dass dort eine Waschanlage stehe und hier alle möglichen Stoffe herausfließen 
können. Man sollte mehr Augenmerk darauf legen, dass die Niederschlagswässer wirklich am 
Grundstück versickert werden. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass das Gespräch mit der Holzindustrie Lenzing statt gefunden habe. 
Es gebe ein Angebot, eine Direktbeteiligung zu Gunsten der Gemeinde mit € 5.000,-- und eine 
Vorfinanzierung von € 15.000,--, sogar darüber hinaus, man wisse ja nicht, wie das 
Ausschreibungsergebnis sei. Es gebe hier ein Agreement, wenn man eine Vorfinanzierung machen 
möchte. Intern habe man schon davon gesprochen sich das Geld aus einer eigenen Rücklage 
auszurborgen, anstatt es von jemanden anderem zu nehmen. Allerdings sei es zinsenlos angeboten. 
Also wenn man wisse, was das tatsächliche Sanierungsvolumen sei, wie viel Geld man dafür brauche 
und was das Ausschreibungsergebnis sei, für welches Finanzierungsmittel man sich entscheide, 
werde man nochmals mit der HL sprechen, ob man nun nur € 10.000,-- oder doch € 20.00,-- brauche. 
Oder man sage, dass wenn es über das Straßenbauprogramm beschlossen werden, auch ein 
Straßenbaufinanzierungsplan gemacht werde. Dann werde man sehen, in welchen Dimensionen man 
sich bewege. 
Betreffend der Brücke habe man die Wasserrechtsbehörde informiert, dass dort evtl. etwas anstehe. 
Dr. Sagerer habe gemeint, dass es grundsätzlich nötig sei mit Unterlagen einen Antrag zu stellen. Für 
diesen kleinen Bach sei dies ein Wahnsinn. Dasselbe habe man schon beim Haininger Bach erlebt. 
Dort habe man € 70.000,-- für eine Brücke ausgegeben. Allerdings sei dort ein Wohnbau gewesen. 
Beim Kematinger Bach habe man eine Landwirtschaft und somit auch eine starke Befahrung der 
Brücke. Man habe aber eine Anfrage weggeschickt, ob nicht eventuell ein vereinfachtes Verfahren 
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möglich wäre. Dies werde nun geprüft. Aber EG. Hoyer habe recht. Die Gemeinde müsse ansuchen, 
da es eine öffentliche Straße sei. Die BH habe signalisiert, wo es Möglichkeiten gebe der Gemeinde 
entgegen zu kommen. 
Die Ableitung mit den Oberflächenwässer sei klar. Herr Legat habe eingesehen, dass er etwas 
machen müsse, damit es hier nicht mehr austrete. Sowohl von den befestigten Flächen, so wie auch 
der Lagerfläche der Wracks. Man werde alle anschreiben, damit sie entsprechende Maßnahmen 
setzen. Damit man dort etwas mache, dass man in zwei Jahren nicht wieder dasselbe Problem habe. 
 
GV. Hemetsberger möchte anmerken, dass Herr Sturm bei diesem Gespräch sehr kooperativ 
gewesen sei. Er habe eingesehen, dass der Hauptverursacher sie selber seien, mit den schweren 
Lastwägen und diese 40 Tonnen Fuhren. GV. Hemetsberger habe es etwas verwundert, dass die 
Firma Legat kein Geld habe. Es dürfe nicht sein, dass hier einfach das Wasser auf die Straße laufe. 
Er habe dann grundsätzlich auch gemeint, dass er Sickerschächte errichten möchte. Aber inwieweit 
er dies mit Schächten wegbringe, wenn gewaltige Niederschläge kommen, sei fraglich. Wichtig aber 
sei, dass Herr Sturm eingesehen habe, dass sie die Hauptverursacher seien und dass die Gemeinde 
nicht alles zur Gänze tragen könne. Man werde sehen, wie weit man hier noch mit einer 
Kommunalsteuer der anderen Gemeinden – dies habe GV. Berger auch angeregt. Aber die anderen 
Gemeinden  werden auch sagen, dass diese Straße zur Gemeinde Seewalchen gehöre und diese 
auch für die Sanierung zuständig seien. Aber ein großer Teil der Kommunalsteuer der Holzindustrie 
gehe nach Lenzing und Schörfling. Also sollte man probieren mit diesen Gemeinden Gespräche zu 
führen, ob sie sich nicht freiwillig etwas beteiligen würden.  
 
GV. Berger möchte hinzufügen, dass die Idee betreffend der Kommunalsteuer grundsätzlich von 
Vizebürgermeister Schachl sei. Dieser habe ihm dies in einem Gespräch gesagt. Er habe dies nur 
später nochmals mit dem Bürgermeister besprochen. Er halte diese Idde, für eine sehr gute Idee.  
 
Er möchte zu diesem Straßenbauprogramm, hinter dem er stehe und auch zustimmen werde, 
den Zusatzantrag stellen, dieses finanziell mit einer Obergrenze von € 190.000,-- zu deckeln. 
 
Die €170.000,--, die man im Budget habe, plus den zusätzlichen € 20.000,-- von der Firma 
Holzindustrie Lenzing. Man habe am Anfang der Sitzung schon gesehen, wie stark man nächstes 
Jahr sein werde. Um der Gemeinde selbst eine Budgetdisziplin aufzulegen, sollte man diese 
Obergrenze einführen. Man werde beim Finanzplan sehen, wo man wirklich hinkomme, ob man 
eventuell bei der einen oder anderen Sache noch schieben müsse. Er würde hoffen, dass man dieses 
Programm innerhalb der Grenzen durchführen könne und werde deswegen auch dafür stimmen, aber 
diesen Zusatzantrag möchte er stellen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GV. Berger K. gestellten Zusatzantrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
14. Straßenbeleuchtung 2011 
     Berichterstatter: Vizebürgermeiser Johann Schachl 
 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Es stehen im Jahr 2011 voraussichtlich für die neue Straßenbeleuchtung 15.000€ zur Verfügung. Und 
für die Sanierung der Straßenbeleuchtung stehen im Jahr 2011  3.000€ zur Verfügung.Eine neue 
Laterne kostet ca. 900 €. Voraussichtlich  können daher ca. 16 Stück neue Laternen im Jahr 2011 
versetzt werden. 
In der Bauausschusssitzung am 30.11.2009 wurde unter Punkt 3  „Straßenbeleuchtung 2010“ 
einstimmig die Umsetzung der Straßenbeleuchtung beim Amthof/Michaelbeuernstraße (5 Laternen) 
für das Jahr 2011 beschlossen. 
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Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses folgende Straßenbe-
leuchtungsmaßnahmen im Jahr 2011 umzusetzen 
- 5 Stück Laternen in der Michaelbeuernstraße - Grabungsarbeiten 
- 4 Stück Laternen im Bereich Haidach (Dir. Wimmer) - Grabungsarbeiten 
- 2 Stück im Bereich Auffahrt Rosenau 
- 1 Stück im Aussichtsweg (Dr. Mihalic) - Grabungsarbeiten 

 
 
GR. Distler möchte gerne wissen, ob über die Laterne bei dem Zebrastreifen auch gesprochen 
worden sei. 
 
Vizebürgermeister Schachl antwortet, dass diese Sache nun hiermit nichts zu tun habe. Bei dem 
Zebrastreifen sei es so, dass die Straßenlaterne unmittelbar daneben sei. Das heiße, dass man 
eventuell eine Zweite benötige, aber diese sei gar nicht unbedingt notwendig. Eventuell reiche die 
eine, die gleich neben dem Zebrastreifen geplant sei, aus. 
 
GV. Hemetsberger möchte wissen, ob in Haidach keine Grabarbeiten und Verrohrungen vorgesehen 
seien. 
 
Vizebürgermeister Schachl antwortet, dass man hier etwas graben müsse, da es hier Probleme 
gegeben habe, sonst hätte man diese wahrscheinlich mit den ursprünglichen Besitzer der 
Liegenschaft schon früher gemacht. Da dieser übergeben habe, könne man durchgraben. Bei dem 
anderen Teil Richtung Lenzing gebe es eine Leerverrohrung von der Firma Nöhmer, die man 
benützen dürfe. Es koste zwar etwas, aber hier brauche man keine Grabungsarbeiten durchführen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
 
Rechtsvertretung 

Beauftragung einer Rechtsvertretung betreffend Klage von Rudolf und Renate Ramp auf Entferung 
und Unterlassung 

 
Bgm.Reiter: 
Am 30.9.2010 teilte RA Dr.Schiller erstmals mit, dass die Gemeinde bei zwei Grundstücken (Grst. 
1332 und Grst 3355) Besitzstörungen gesetzt hätte.  
 
Bei Straßenarbeiten entlang des Grst. 1332 sollen Grenzmarkierungen durch Schotter abgedeckt 
worden sein und in weiterer Folge auch erhebliche Mengen von Schotter auf dem Grundstück des 
Klägers abgelagert worden sein.   
Eine Stellungnahme, in der darauf verwiesen wurde, dass es sich hiebei lediglich um notwendige 
Ausbesserungsarbeiten am Bankett  handelte und keine Eigentumsverletzung vorläge, brachte nicht 
den gewünschten Erfolg. Die Rechtsvertretung wurde von Dr.Haberl unentgeltlich durchgeführt.  
 
Am 13.12.2010 langte jedoch die Klage auf Entfernung und Unterlassung betreffend Grst. 1332 ein. 
Für die behauptete Verletzugn betr. Grst. 3355 langte bisher keine Klage ein.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

für die Rechtssache des BG Vöcklabruck, Gz. 13 C 1154/10x-2, das Büro h2 Rechtsanwälte 
in Vöcklabruck, mit der Rechtsvertretung zu beauftragen.   

 
GR. Kaniak hat den Sitzungsraum verlassen und nimmt nicht an der Beratung und Abstimmung teil.  
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GV. Haberl nimmt ihre Befangenheit wahr und nimmt nicht an der Abstimmung teil. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer habe sich etwas damit beschäftigt und finde es sehr nett, dass 
man hier einen Anwalt einschalte, der darum streite, ob der Schotter wirklich darüber liege. Seiner 
Meinung nach habe man die Wahl den Schotter zu entfernen oder den Schotter zu entfernen, 
inklusive Gerichtskosten. Er glaube nicht, dass man hier eine Chance habe, denn man sehe die 
Markierung, die auf Besitzstörung schließen lasse. Aus seiner Sicht räume man den Schotter 
entweder gleich weg, oder führe Prozesse und räume ihn dann weg. 
 
GV. Hemetsberger möchte anmerken, dass es genau so wie beim letzten Mal wegen Geringfügigkeit 
abgewendet werden könnte. 
 
Der Bürgermeister habe am Anfang seiner Karriere kaum Gerichtsverhandlunge gehabt, doch schon 
langsam häufe es sich und er sei schon etwas abgehärtet. Es sei mittlerweile so, dass man sich über 
die Konsequenzen bewusst sein müsse. Wenn dies durchgehe und man dies herausreißen müsse 
und es spreche sich herum, reiße man in Seewalchen hunderte Laufmeter Bankette und sogar ganze 
Straßen weg. Es sei Faktum, dass sich die Seewalchner Straßen nur dort bewegen, wo man vorher 
bei Neubauten entsprechende Bestands- und Schlussvermessungen gemacht habe. Ein Großteil der 
ordentlichen Straßen – wie zum Beispiel in Reichersberg – laufen in der Natur, vier Meter neben dem 
öffentlichem Gut. Es habe alles irgendeine Geschichte. Früher werden sich Eigentümer und 
Gemeinde dies in dieser Art ausgemacht haben, aber diese Zeiten seien vorbei. Er werde auch vor 
dem Richter sagen, dass wenn man wegen derartigen angeblichen oder tatsächlichen geringfügigen 
Besitzstörungen dazu veruteilt werde dies zu entfernen, sich alles aufhöre. Hier werde er an die 
Medien gehen. 
 
Vizebürgermeister Weichslebaumner erzählt, dass vor kurzem jemand ein neu gebautes Haus 
wegreißen musste, weil er zehn Zentimeter am Nachbarsgrundstück gewesen sei. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 2 
 
Abwasserbeseitigung Kanalprojekt Haining 

Tauschvertrag mit Gebetsroither Johann und Gunda 
 
Bgm.Reiter: 
Im Zuge des Kanalprojektes Haining ist die Errichtung eines Rückhaltebeckens erforderlich. Für den 
dafür notwendigen Grund wurden mit den Grundeigentümern Dachs und Gebetsroither 
Vereinbarungen abgeschlossen.  
 
Mit den Grundeigentümern Dachs Friedrich und Maria wurde in der Sitzung am 11.11.2010 der 
entsprechende Kaufvertrag abgeschlossen, der mittlerweilele von allen Parteien unterzeichnet wurde.  
Die Familie Gebetsroither wünschte noch einige Änderungen. Da die Familie Gebetsroither aus 
Zeitgründen erst ab 22.11.2010 wieder erreichbar war, wqurde dieser Punbkt abgesetzt.  
Mittlerweile wurden die von Fam. Gebetsroither gewünschten Änderungen in den Vertrag (gelb 
unterlegt)  eingearbeitet, die wären: 
1. neuer Besitzer nur mehr Frau Gunda Gebetsroither (Präambel und Punkt I.) 
2. Tragung der Grunderwebssetuer und grundbücherlichen Eintragungskosten durch die Gemeinde 
 
Notar Dr. Brandecker hat heute mitgeteilt, dass der Vertrag in der vorliegenden Form beschlossen 
werden kann.  
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Tauschvertrag (Notar Dr.Gebetsberger, Az. 590/10/Sch/Sa) zwischen Frau Gunda 
Gebetsroither und der Marktgemeinde Seewalchen in der vorliegenden Form zu 
beschließen.   

 
GR. Kaniak hat den Sitzungsraum verlassen und nimmt nicht an der Beratung und Abstimmung teil.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
 
15. Allfälliges 
 
a)  EG. Hoyer möchte anmerken, dass dem Gemeinderat in der Gemeinderatssitzung am 

11.11.2010 ein nicht unterschriebener Vertrag Dachs zur Beschlussfassung vorgelegt worden 
sei. Betreffend Retentionsbecken Haining. Seine Frage sei, ob dieser Vertrag in der vorgelegten 
Form schon unterschrieben worden sei, oder ob es hier Änderungen gegeben habe. 

 
Der Bürgermeister antwortet, dass dieser Vertrag beiderseits in der beschlossenen Form 
unterschrieben worden sei. 

 
 
b)  EG. Hoyer möchte weiters wissen, ob es für dieses Becken schon eine statische Berechnung 

und eine geotechnische Untersuchung betreffend der Standfestigkeit des Beckens gegeben 
habe. 

 
Der Bürgermeister könne dies in dieser Sitzung nicht beantworten. Er werde EG. Hoyer aber in 
der nächsten Sitzung Bescheid geben. 

 
 
c)  GV. Berger möchte drei Punkte von sich geben. Einen positiven, einen negativen und einen 

allgemeinen Punkt. Der positive Punkt sei, dass die SPÖ Fraktion dem Bürgermeister 
nachträglich alles Gute zum Geburtstag wünschen möchte. Er habe dies telefonisch schon 
gemacht. Die SPÖ wünsche im persönlich und natürlich für die Gemeinde alles Gute. 

 
 
d)  GV. Berger fährt fort, dass der traurige Punkt für die SPÖ sei, dass seine Gattin aus der 

Gemeinderatsfraktion ausscheiden werde. Er möchte sich trotzdem bei ihr recht herzlich für die 
Mitwirkung bedanken. Die SPÖ habe die Zusammenarbeit sehr positiv gesehen und er hoffe 
auch, dass der Großteil der Gemeinderäte sie betreffend ihrer Gemeinderatstätigkeit positiv in 
Erinnerung halten werden. Es sei ihm leider nicht mehr möglich gewesen, sie weiterhin zur 
Mitarbeit zu überreden. Die SPÖ möchte sich offiziell herzlich bei ihr bedanken. 

 
 
e)  GV. Berger möchte allen Gemeinderäten und den Zuhörern, die immer wieder bei den 

Gemeinderatssitzungen seien und sehen wie es hier herinnen zu gehe für das neue Jahr gute 
Entscheidungen und ein gutes neues Jahr für Seewalchen wünschen. Es gebe eine Person, die 
sich dies immer wieder „antue“ dem Gemeinderat bei seinen Diskussion zuzuhören, wo man 
doch zu hohem Anteil einen Konsens finde, leider seien es nicht mehr Zuhörer. Die SPÖ 
wünsche nochmals ein frohes Fest. 

 
 
f)  GV. Hemetsberger möchte im Namen der Freiheitlichen Fraktion dem Bürgermeister nachträglich 

alles Gute wünschen. Er wünsche den Damen und Herren des Gemeinderates friedvolle und 
schöne Feiertage und ein gutes neues Jahr 2011. Die FPÖ sei bereit auch im Jahr 2011 wieder 
kooperativ zusammen zu arbeiten. Soweit dies der FPÖ möglich sei und dem einzelnen oft nicht 
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möglich sei mitzustimmen aus persönlichen Gründen, aber im Großen und Ganzen dürfe er 
sagen, dass das Jahr von Sachlichkeit betont gewesen sei. Dies solle in Zukunft auch so bleiben.  
Es bringe nichts, dass man sich gegenseitig politisch niedermache. Er dürfe sich auch bei Frau 
Berger für die jahrelange Tätigkeit bedanken und ihr alles Gute für die Zukunft wünschen. Man 
habe sich manchmal so einiges zu sagen gehabt, aber es sei nie böse gemeint gewesen. Im 
Großen und Ganzen ein Dankeschön, besonders der Frau Wixinger dürfe er ihr seine 
Aufwartung machen. Sie sei immer fleißig bei den Gemeinderatssitzung gewesen. Weiters 
möchte er dem Amtsleiter Herrn Schmidt und dem Finanzleiter Herrn Binder alles Gute im neuen 
Jahr wünschen. 

 
 
g)  GV. Gaisbichler schließe sich auch den Wünschen für das Weihnachtsfest und das neue Jahr 

an. Er wünsche allen Anwesenden alles Gute und viel Glück und Gesundheit für das neue Jahr. 
Weiters möchte er anschließen, dass er auch wie seine Vorredner der Meinung sei, dass nur ein 
gemeinsames Ziehen am Tau die Gemeinde weiter bringe. Er glaube, dass man dies dieses Jahr 
ganz gut zustande gebracht habe und so solle es auch bleiben. Auch er wünsche Frau Berger 
alles Gute für die Zukunft. 

 
 
h)  Der Amtsleiter bedankt sich im Namen der Gemeindebediensteten sowie in seinem persönlichen 

Namen beim Bürgermeister, bei den Mitgliedern des Gemeindevorstandes und bei den 
Mitgliedern des Gemeinderates und des Ausschussvorsitzenden für die gute Zusammenarbeit. 
Weiters möchte er sich für das Verständis für das ab und zu nicht einfache Dienstrecht 
bedanken. Im Großen und Ganzen habe es aus seiner Sicht gut gepasst. Man werde sich 
bemühen, auch im nächsten Jahr wieder den Aufgaben gerecht zu werden, die leider immer 
mehr werden. Nicht immer einfacher und leider immer komplizierter. Er wünsche nochmals alles 
Gute, frohe Weihnachten und einen guten Rutsch ins neue Jahr. 

 
 
i)  GR. Vogel Wolfgang möchte sich auch den Weihnachts- und Neujahrswünschen an den 

Gemeinderat und an die Zuhörer anschließen und auch er möchte Frau Berger alles Gute für 
diese „Politpension“ wünschen. 

 
 
j)  Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte sich inhaltlich GV. Berger anschließen. Weiters 

möchte er sich bei den Gemeindebediensteten sehr bedanken. Weiters danke er allen für die 
gute Zusammenarbeiten und hoffe, dass man auch nächstes Jahr produktiv voran komme, damit 
man die Schule noch unter Dach und Fach bringe. 
Weiters möchte er auf die Wildbachverbauung unter der Seiferstraße bzw. Rosenau ansprechen. 
Im Frühjahr werde man die erste Schneeschmelze bekommen und dann werde man wieder vor 
demselben Problem stehen. Er möchte wissen, ob dies am Laufen sei. 

 
Der Bürgermeister antwortet, dass er mit dem Bauamtsleiter Herrn Arnitz gesprochen habe und 
ihm gesagt habe, dass er nochmals beim Dipl.-Ing. Strauß nachrufen solle. 

 
 
k)  GR. Berger möchte anmerken, dass sie leider in ihrer langen Zeit im Gemeinderat keine Stufe für 

den Grünschnitt beim Altstoffsammelzentrum bekommen habe. Aber vielleicht bekomme sie 
diese in ihrer „Politpension“. 

  GR. Liehmann glaube, dass bereits mit dem Bürgermeister, Herrn Mohr und dem Bauamt etliche 
Gespräche geführt worden seien. 

 
 
l)  GR. Berger darf sich beim Bürgermeister und beim Amtsleiter für 13 Jahre großteils sehr schöner 

Arbeit bedanken. Weiters möchte sie einen ganz besonderen Dank an Frau Fritsch aussprechen, 
denn das Steckenpferd von GR. Berger sei 12 Jahre lang der Sozialausschuss gewesen. Ein 13. 
Jahr habe sie noch angehänt. Die Entscheidung aufzuhören, sei ganz alleine von ihr gekommen. 
Sie habe bis heute nicht gewusst, wie sie dies formulieren sollte, aber GV. Gaisbichler habe ihr 
kurz zuvor das Stichwort „Man solle zusammen an einem Tau ziehen“ geliefert. Sie habe in den 
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letzten ein, zwei Jahren gemerkt, dass ihre Kraft an diesem Tau zu ziehen nach lasse. Sie sei 
vor 13 Jahren mit Feuereifer in den Gemeinderat eingetreten und wollte viel für Seewalchen 
verändern. Einiges habe sie geschafft, aber nun lasse die Kraft nach und dies sei der einzige 
Grund mit dieser Arbeit aufzuhören. Somit lege sie mit 31.12. sämtliche politische Mandate 
zurück. 

 
 
m) GR. Distler möchte noch kurz etwas in eigener Sache sagen. Ihm sei kurz vor der 

Gemeinderatssitzung zuhause die Heizung ausgefallen. Die Firma Weiland sage, dass 
frühestens am Dienstag ein Techniker komme, um dies zu reparieren. Er fragt den Gemeinderat, 
ob eventuell jemand einen Techniker kenne, der früher Zeit hätte. 

 
 
n)  Der Bürgermeister darf aus seiner Sicht die letzten Wortmeldungen nochmals zusammen fassen. 

Ein schwieriges Jahr 2010 sei nun fast vorbei. Ein nicht minder schwieriges Jahr 2011 liege vor 
der Gemeinde Seewalchen. Er glaube trotzdem, dass man mit der Beschlussfassung des 
Budgets die Weichen gestellt habe, dass man wieder über die Runden komme. Inwieweit 
irgendwelche Überraschungen, positiver oder negativer Art, im Verlauf des kommenden Jahres 
herein brechen werden, werde man sehen.  
Er möchte sich grundsätzlich für das, im Großen und Ganzen sehr gute Einvernehmen, herzlich 
bedanken. Er bedanke sich für die Unterstützung, die dem Amt und auch der Einrichtung der 
Gemeinde Seewalchen durch die Tätigkeit der Obleute der Fraktionen und der Ausschüsse, der 
Mitglieder des Gemeindevorstandes und des ganzen Gemeinderates angediehen worden seien.  
Er freue sich, dass man auch das heurige Jahr – Rechnungsabschluss habe man noch nicht, 
aber trotz der leider eingetretenen Einnahmeausfällen, die budgetiert seien, mit der so 
genannten Strukturhilfe - mit einer schwarzen Null abschließen könne. Er hoffe, dass das 
nächste Jahr ein Besseres werde. Vielleicht lege die Wirtschaft noch einen Zahn zu und man 
könne mit mehr Einnahmen rechnen, als budgetiert seien, dann sehe es nicht so schlecht aus. 
Für ihn persönlich sei das heurige Jahr leider nicht sehr erfreulich gewesen. Familiär und auch 
für ihn persönlich die Unfälle auf seiner Baustelle. Weiters auch die Unfälle und Krankheiten der 
übrigen Anwesenden. Er wünsche allen, dass man von diesen Dingen im nächsten Jahr 
verschont bleibe. Er wünsche allen und der Gemeinde Seewalchen ein frohes und gesegnetes 
Weihnachtsfest, sowie einen guten Rutsch ins neue Jahr. 

 
 
 
 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 11.11.2010 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 21:45Uhr.  
 
 
 
      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL. Hans Schmidt)                        (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
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Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 15.2.2011 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne 
des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt. 
 
 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 

 
 

Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 
 
 
........................................................           ........................................................ 
(Vizebgm. Mario Weichselbaumer)                     (GV. Stefan Gaisbichler) 
 
 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ........................................................ 
  (GV. Rudolf Hemetsberger)                  (GR. Wolfgang Vogel) 
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